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Krieg-m,atiſchentſchen zweifellos weit
Sowenig man die britiſche Diplomatie

Jn der politiſch-dipklo
führung hat ſich England den D
überlegen gezeigt.
verteidigen kann und mag, ſo ſehr muß man ſich freilich
auch hüten, den Erfolg ihrer Arbeitsmethode zu über-
ſchätzen. Daß England nicht im Auguſt 1914 nach dem
Durchbruch der „Göben“ und „Breslau“ die Hand auf Kon-
ſtantinopel legte, was ihm damals wahrſcheinlich ohne allen
größern Kraftaufwand gelungen wäre, wird von vielen ein-
ſichtigen Gngländern als der den Krieg entſcheidende Fehler
angeſehen. Und daß es bei dem Verſuch, Bulgarien zu
überliſten, ſich von den Bulgaren ſo bös abführen ließ, daß
jeder Verſuch zur Rettung Serbiens zu ſpät kam, war auch
nicht gerade ein Beweis engliſcher Unfehlbarkeit. Rußland,
England und Frankreich ſamt ihren drei kleinen Trabanten
ſtanden ja von vornherein im Kampfe gegen Deutſchland
und Oeſterreich-Ungarn. Daß Jtalien und Rumänien auf
ihre Seite treten würden, hatte Bethmann ſchon in ſeinem
Telegramm vom 30. Juli 1914 nach Wien als höchſtwahr-
ſcheinlich hingeſtellt; dieſen beiden bot die Entente im
Siegesfall auch

gar zu e Gewinne.

3 uD ſt n et ſt, insbeſondere die Wiedergewinnung ſeines Anteils am Welt-

handel, aber es hilft England bisher ſehr wenig dazu, den
Krieg zu gewinnen. Man darf ferner nicht überſehen, daßSeeherrſchaft noch immer dazu geholfen hat, gegen jeden

Feſtlandſtaat eine rieſige feindliche Koalition zuſammen
zuballen. Genau mit der gleichen Methode wie jetzt, mit
Hilfe eines Weltbundes gegeß einen einzelnen Staat, hat
England Ludwig 14. beſiegt und ſelbſt das militäriſche und
politiſche Genie des erſten Napoleon niedergezwungen und
auf St. Helena zu Tode gemartert. Gerade nach dieſen
beiden Vorbildern aus dem 17. und dem Anfange des 19.
Jahrhunderts wollte England im 20. mit uns verfahren,
nur daß es diesmal wohl an den Falſchen geraten iſt.

Muß man ſich alſo davon frei halten, auf das politiſche
Geſchick Englands zurückzuführen, was viel tiefer liegende
Gründe hat, ſo bleibt gleichwohl beſtehen, daß in der Auf-
hetzung der ganzen Welt gegen Deutſchland die engliſche
Methode

Sager uujrerW

geradezu Glänzendes geleiſtei

hat. Unterſtützt natürlich durch deutſche Fehler und zu-
weilen geradezu unglaubliche Lutburgereien. Beſonders
mit drei, Schlagwörtern hat England tiefen Eindruck ge-
macht.

Mit Spannung wird man über die Grenzen Preußens
hinaus dem im Oktober beginnenden neuen Tagungsabſchnitt
des Preußiſchen Landtags entgegenſehen, nicht nur
wegen der Bedeutung dieſes Parlaments im allgemeinen
und ſeines Einfluſſes auf die Geſetzgebung und Verwaltung
in Deutſchland, ſondern mehr noch wegen der zu erwarten-
den Wahlrechtsvorlage. die, falls ſie Geſetzeskraft erlangt,
eine neue Aera in der Geſchichte Preußens einleitet. Wann

die Vorlage kommt, ſteht einſtweilen noch nicht feſt, ſicher iſt
nur, daß ſie entgegen der frühern Annahme dem Abgeord-netenhaus bei. ſeinem Zuſammentritt noch nicht vorliegen

wird. Wie ſie ausſieht, das iſt einſtweilen noch das Ge
heimnis der Regierung.

Wir wiſſen nicht, ob die Gerüchte, daß ſie zwar das
gleiche, direkte und geheime, nicht aber das allgemeine
Wahrecht bringt, ſondern die Ausübung des Wahlrechts an

beſtimmte Vorgusſctzungen, vor allem an eine längere
Aufenthaltsdauer in der Gemeinde knäpft, auf Wahrheit
bernhen. Sollte das der Fall ſein, ſo würde eine ſolche

Verkümmerung der Rechte der Arbeiterklaſſe

ganz ſelbſtverſtändlich von ſozialdemokratiſcher Seite dem
heftigſten Widerſtand begegnen. Die Sozialdemokraten,

Halle Mittwoch den 3. Oktober 1917.

”owoaorroorann

Schutz der kleinen Nationen gegen den brutalen preu-
ßif chen Militarismus das war das Grundmotiv der
durch Kabelſperre doppelt wirkſam gemachten engliſchen
Kriegs propaganda in den erſten Monaten. Erſt
ſeitdem England und ſeine Verbündeten am Beiſpiel
Griechenlands und jetzt im großen mit der planmäßigen
Aushungerung der Neutralen gezeigt haben, wie ſie ſich den
Schutz der kleinen Nationen vorſtellen, iſt es davon ein
wenig ſtiller geworden. Das Schickſal Belgiens, Serbiens,
Rumäniens und Montenegros, die ſich von der Entente
„beſchützen“ ließen, war aber auch wirklich gar nicht ver-
lockend!

Großen Wert hat England ſtets darauf gelegt, ſeinen
Jdealismus und ſeine Uneigennützigkeit zur Schau zu tra-
gen. Von dem, was

die Engländer wirklich erobert wollten,

von Meſopotamien und den deutſchen Kolo-
nien wurde möglichſt wenig geſprochen um ſo eindring-
licher aber wurde betont, daß England für, einen dauernden
Frieden kämpfe. Dieſer Krieg ſollte der letzte ſein! Er
ſollte enden mit der Begründung einer Gemeinſchaft der
Völker, in der nicht mehr die Gewalt, ſondern das Recht
hertichen ſollte! xEs hat karcge gedauert ehe die deutſche Regierung dieſes

Manöver durchſchaut hat. Erſt unter Kühlmann hat ſie
ſich feurig und rückhaltlos zur Gemeinſchaft der Nationen,
zu Schiedsgericht und Abrüſtung baannt. Jetzt
aber zeigt England die kalte Schulter. Asquith nennt die
deutſche Schiedsgerichtsbegetſterung „ölige Allgemein-
heiten“ und „platte Frömmigkeit“. Von Abrüſtung könne
gar keine Rede ſein; die Welt werde Zwang gegen die Ein-
ſichtsloſen und Widerſpenſtigen noch auf abſehbare Zeit
nicht entbehren können. Und Balfour verteidigt die Ge-
heimdiplomatie und erklärt ſie für gänzlich unerſetzlich. Die
Geſpenſter verſchwinden bekanntlich. wenn man ihne mutig
zu Leibe geht; und die hochidegalen engliſchen Schlagwörter
machen es nicht beſſer.

Das letzte, große Schla, wort der Entente endlich iſt der

Kampf gegen die Autokratic

für die Freiheit der Völker. Seitdem infolge der deut-
ſchen Waffenſiege der Zarismus zuſammenkrachte, mit dem
die andern Entente-Mächte ohne feden Anſtand zwei Jahre
lang die beſten Freunde geweſen waren, und ſeit Wilſon in
den Krieg zog, fließt die ganze Entente-Preſſe von Demo-
kratie über. Die Jren und Jnder, die ſtreikenden amerika-
niſchen Arbeiter, die italieniſchen und franzöſiſchen Pazi-
fiſte können von dieſer Freiheit ein Lied ſingen. Deutſch-

wirklichen Wahlrechtsfreunde, können
und werden es nicht ruhig mit anſehen, daß mit einem
Schritte vorwärts, wie es die Einführung des gleichen,
direkten und geheimen Wahlrechts bedentet, zugleich ein
Schritt rückwärts ve rbunden iſt. Gewiß iſt in der Oſter-
botſchaft und im Jnli-Erlaß von dem allgemeinen Wahl-
recht nicht die Rede, aber das war auch nicht nötig, da das
allgemeine Wohlrecht in Preußen bereits beſteht. Daß eine
Erweiterung des Wahlrechts nach andrer Richtung hin um
den Preis der Einſchränkung der Wählerzahl erkauft wer-
den ſollte, das könnte niemand ahnen.

Ob auch eine Neuneinteilungder Wahlkreiſe
geplant iſt, darüber verlautet nichts. Eine Aenderung der
jetzigen Wahlbezirke iſt aber unbedingt notwendig, denn der
heutigen Wahlkreiseinteilung, die durch und durch ungerecht
iſt und in der neben der öffentlichen Stimmabgabe die
Hauptſtärke der Reattionäre wurzelt, liegen die Ergebniſſe

der Volkszählung vom Jahre 1858 zugrunde Ent-
wicklung Preußens innerhalb der ſeitdem verfloſſenen 70
Jahre, die gewaltigen Verſchiebungen in dar Zuſammen-
ſetzung der Bevöltkerung, können unmöglich unberückſichtigt

und mit ihnen alle

1. Zabrsans.lagwörterkrieg
land müßte nur raſch das gleiche Wahlrecht durch
führen, und das Geſetzgebungsrecht des Parlaments ge
bührend erweitern, dann würde es dort auch von der

mokratie ſehr balv ſtill werden.

Denn Kriege werden einmal nicht um Prinzivien,
ſondern um Macht um Land und Geld geführt. Deshalb
brauchen wir uns auch nicht dadurch beirren zu laſſen, doß
der engliſche Schlagwörterkrieg ſo ungeheuern Erfolg gehabt
hat, und daß Deutſchland in der ganzen Welt verhaßt ſcheint.
Jſt erſt der Krieg vorüber, werden ſchon wieder die Stim-
men ſich erheben, die uns volle Gerechtigkeit zutvil werden
laſſen.

Durch die Parteipreſſe ging jüngſt ein flammender
Aufruf, den der Wiener Korreſpondent der „Frankf. Ztg.“,
der ehrwürdige Hugo Ganz, an die deutſche Demokratie ge-
richtet hat. Mit ebenſo großem Recht ſollte ein andrer Auf
ſatz desſelben Mannes beachtet werden, der ſoeben in der
„Frankf. Ztg.“ erſchienen iſt. Er wendet ſich darin gegen
Hermann Bahr, der die allgemeine Abneigung der Welt
gegen Deutſchland auf die deutſchen Fehler zurückgeführt
hat. „Glauben Sie ernſtlich“, fragt er ihn, „daß die Suchom-
linow und Januſchkewitich ihren kaiſerlichen Herrn betrogen
der De ſein Eh renwort gebrochen, Poincaré und Jsewolſ ſti
die Netze gelegt, Grey die geheimen Abmachungen gegen unsd froßen häben, weil der Bourgeois in neudeutſcher Anf

machung ein ſchwerverdaulicherTypus iſt? Jch braucheJhnen
doch nicht vorzuhalten, daß die Entente die Türkei aufteilen
wollte und noch will, daß Frankreich Elſaß-Lothringen wie-
der haben, und daß England die deutſche Handelskonkurrenz
auf 100 Jahre unſchadlich machen will. Die

Unbeliebtheit des Deutſchen im Ausland

geht ſehr wahrſcheinlich nicht auf die von Jhnen mit
Recht gerügten Unarten zurück, die ihm ja das Geſchäft er-
ſchweren und alſo die Konkurrenz begünſtigen, ſondern auf
ſeine Tüchtigkeit, ſeinen Fleiß, ſeine Erfolge. Es geht
darin den Deutſchen wie den Juden. Die haben auch mehr
Unarten als eigentliche Laſter. Um ihrer Unarten willen
verſpottet man ſie, mag ſie vielleicht nicht ausſtehen. Aber
um ihrer Vorzüge und ihrer Erfolge willen haßt man ſice.“

Dieſe Auffaſſung trifft zweifellos den Kern der Sache.
Deutſchland war nicht nur ungeſchickt und hatte nicht nur
die Manieren eines Emporkömmlings, das Auftrumpfen
mit dem Geld und dem Schwert, ſondern es war auch möch-
tig empor gekommen. Und gerade dafür wird die Welt
Anerkennung haben, wenn wir erſt den Krieg gegen die
Entente-Schlagwörter, auch ein Stück deutſcher Verteidi

C

Erſten Hammer

bleiben, wenn anders es der Regiertiing mit der Gewährung

zung, ſiegreich beendet haben.

eußiſche Aufgaben.
des gleichen Wahlrechts
kreiseinteilung beſtehen,

Ernſt iſt. Bleibt die jetzige Wahl
ſo hätten wir nach Erfüllung der

Verheißungen der Oſterbotſchaft zwar auf dem Papier ein
gleiches, in Wirklichkeit aber ein höchſt ungleiches Wahl
recht und eine weitere Bevorzugung des platten Landes vor
den Städten.

Bedenklich muß es ſtimmen, daß mit der
Reform des Dreiklaſſenwahlſyſtems

auch die der Grundlagen des Herrenhauſes verknüpft iſt. Nicht
als ob wir eine Reform der Erſten Kammer nicht für drin-
gend geboten halten. Jm Gegenteil wir gehen weiter und
verlangen die völlige Beſeitigung dieſes Gebildes,
das ſich, je länger es beſteht, um ſo überflüſſiger erwieſen

Wenn wir trotzdem eine Verbindung der Reform der
mit der Wahlrechtsreform ablehnen, ſo,

weil es nur allzu klar iſt, daß falls das heutige Dreiklaſſen-
parlament die zukünftigen Grundlagen für eine Zuſammen
ſetzung des Herre nhauſes ſchafft, dadurch eine regktio-

hat.

näre Einrichtung erzeugt wird, die ein Gegen-gewicht gegen eine freiheitlich zuſammengeſetzte Zweite

Kammer bilden ſoll. Eine ſolche Verkoppelung, auf die in
der Oeffentlichkeit noch nicht genügend qufmerkſam gemacht



iſt, dürfte vielleicht manch einen, der ſonſt von einer Aende-
rung des Dreiklaſſenwahlſyſtems nichts wiſſen will, der
Wahlreform geneigt machen, iſt aber für die Maſſe des Vol-
kes, insbeſondere für die Arbeiterklaſſe, eine nicht zu unter-
ſchätzende Gefahr.

Es dürfte überhaupt die Frage aufzuwerfen ſein, ob
die Regierung es nicht grundſätzlich ablehnen ſollte, dieſem
Landtag außer der Wahlrechtsvorlage noch irgendeine Vor-
lage von weittragender Bedeutung zu unterbreiten. Das.
Wahlſyſtem, dem es ſeine Entſtehung verdankt, iſt gerichtet,
ſeine Tage ſind gezählt, die neue Volksvertretung wird

ein weſentlich andres Antlitz
aufweiſen. Würden nun die Reformen, deren Notwendig-
keit längſt von allen einſichtigen Elementen anerkannt iſt,
noch von dieſem Landtag erledigt werden, ſo würde die
preußiſche Geſetzesſammlung um eine Reihe von Geſetzen be-
reichert, die weder dem Willen des Volkes noch auch dem der

Vom Standpunkt der Konſervativen und ihres An-
hangs aus iſt es ja zu verſtehen, wenn ſie, um nur ein Bei-
ſpiel zu nehmen, das Fideikommißgeſetz noch mög-
lichſt raſch unter Dach und Fach bringen wollen. Um ſo
mehr Grund haben die Parteien der Linken, das Zuſtande-
kommen dieſes Geſetzes zu verhindern, und auch das Zen-
trum, das in der Frage der Fideikommißgeſetzgebung grund-
ſätzlich mit den Konſervativen übereinſtimmt, ſollte ein-
ſehen, daß die breiten Maſſen des Volkes um ſo mehr an
ſeine Wahlrechtsfreundſchaft glauben, je mehr es ſeinen
ganzen Einfluß dafür aufbietet, daß erſt der auf Grund
eines freiheitlichen Wahlgeſetzes gewählte Landtag dieſe Ma-
terie entſcheide.

Von den übrigen Vorlagen, die noch ihrer Erledigung
harren, dürfte das Wohnungsgeſetz in Verbindung
mit dem Bürgſchaftsſicherungsgeſetz das größte Jntereſſe in
Anſpruch nehmen. Angeſichts der großen Wohnungsnot,

Volksvertretung entſprechen

Fliegertätigkeit an der Adria.
Das öſterreichiſche Flottenkommando berichtet:
Am Abend des 27. September hatten unſre Seeflug-

zeuge die Flugſtation Brindiſi und die in dieſem
Hafen liegenden Torpedoeinheiten und U-Boote wirkſam
mit Bomben belegt. Wie einwandfrei beobachtet werden
tonnte, erhielten eine Zerſtörergruppe zwei ſchwere Bomben
treffer und auch die übrigen Ziele gute Einſchlaäge.

Der gemeldeten erfolgreichen Unternehmung gegen die
italieniſchen Luftſchiffanlagen von Jeſi vom 27. folgte am
29. abends ein von gleichem Erfolg gekrönter Angriff unſrer
Seeflieger gegen die Ballonhallen von Ferrara, dem
wieder ein Luftſchiff zum Opfer fiel, indem es durch zwei
Bombentreffer auf die Halle mit rieſiger Stichflamme ver-
brannte: Am ſelben Abend wurden auch die Fabrikanlagen
von Pontelagoscure wirkungsvoll mit Bomben belegt.

Der Feind wiederholte am 28. und 29. abends ſeine
Fliegerangriffe auf Pola, die keinen nennens-
werten Schaden militäriſcher und privater Natur hervor-
riefen. Zwei Matroſen wurden verwundet. Eins der ita-
lieniſchen Flugzeuge wurde am 29. von einem unſrer Jagd-
flieger im Luftkampf über Sce brennend zum Abſturz ge-
bracht. Die Jnſaſſen, zwei italieniſche Fliegerleutnants,
ſind tot.

S

21000 Tonnen.
Der deutſche Admiralſtab gibt bekannt:
Neue U-Boots- Erfolge im Sperrgebiet um Eng-

land 21 000 Bruttoregiſtertonnen. Von den verſenkten
Schiffen wurden drei große Dampfer aus ſtark geſichertem
Geleitzug herausgeſchoſſen.
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Die Stunde der Abrechnung
Noch iſt der Umfang der italieniſchen Volkserhebung

gegen den Krieg ſchwer feſtzuſtellen. Es ſcheint aber die
Annahme begründet, daß, wie im Falle Lazzari, die inter-
ventioniſtiſche Preſſe alle möglichen Vorkommniſſe auf-
bauſcht, um Material gegen die verhaßten Sozialiſten zu
gewinnen.

Freilich das Organ der italieniſchen Sozialiſten der
Schweiz „L'Avvenire del Lavoratore“ erklärt den in nen
Kriegin Jtalien, „die Stunde der Abrechnung“, für
gekommen. Nach ihm ſind in Turin 600 Perſonen,
darunter die Hauptzahl Frauen und Kinder, bei den
Straßenkämpfen getötet, weitere mehrere hundert von
Maſchinengewehrkugeln verwundet worden. Auch in
Aleſſandria und Genug ſei es zum Blutvergießen
gekommen. Jn Albeſe bei Como ſei der ſozialiſtiſche Bürger-
meiſter auf 3 Jahre ſeines Amtes verluſtig erklärt worden,
weil er einen Volksauflauf begünſtigt habe. Jn Turin hötten
die Mannſchaften ſich geweigert, auf die Menge zu ſchießen,
worauf die Offiziere ſelbſt die Maſchinenge-
wehre bedient hätten. Die Räume der gewerkſchaft-
lichen Arbeiterkammer ſeien militäriſch geſperrt, alle So-
zialiſtenführer verhaftet worden.

Auf letztere Tatſache wies offenbar ſchon vor einiger
Zeit die Abſage des Parteitags hin, in der der
Sekretär erklärte, die Tagung verſchieben zu müſſen, bis die
politiſche Lage ſich etwas geklärt habe und auch Ausſicht be-
ſtehe, „daß die Turiner Genoſſen in einer Zahl teilnehmen
könnten, die der Bedeutung dieſer Sektion entspricht“.

Es iſt alſo wohl anzunehmen, daß Turiner Führer beim
Aufruhr verhaftet wurden, aber ſonſt ſind die Angaben des
„Avvenire“ für ebenſo übertrieben zu halten wie ſeine
Lob- und Anfeurungsreden an „unſre italieniſche Partei,
die mit geballten Fäuſten, geſtählter Seele, würdig der
großen Stunde zur Tat aufgeſtanden iſt. So iſt denn die
Revolution auf dem Marſche! Der Ruf Treves': Keinen
Winter mehr in den Schützengräben! iſt alſo zur hocherhobe-
nen Standarte der Soldaten, zur Loſung in den Herzen der
Maſſen geworden“.

Unterdeſſen erklärt Troves ſelbſt in einer Zuſchrift
an den „Meſſaggero“, daß dieſe ſeine Loſung, die man jetzt
Lazzari als Aufruf zur Sabotage des nationalen, das heißt
italieniſchen Krieges zur Laſt legen wolle, doch nicht der
italieniſchen Regierung allein, ſondern allen Re-
gierungen der Kriegführenden gegolten habe. Und „Avanti“
meint, gerade die interventioniſtiſche Preſſe habe doch bisher
immer nach Abſetzung der ſozialiſtiſchen Bür

germeiſter. geſchrien. Jetzt, wo Parteiſekretär Lazzari
es vorſchlage, brandmarke man das als Gefahr für die
nationale Sicherheit Er erklärt ferner, daß der Hafen-
arbeiterausſtand in Civitavecchia von einem interventioni-
ſtiſchen Abgeordneten am Abend vor dem großen Miniſterrat
glatt erfunden und in die Preſſe lanciert worden ſei, um
für ein ſtrafferes Polizeiregiment Stimmung zu machen.
Ebenſo wie das Gerücht eines beabſichtigten Eiſenbahner-
ſtreiks als Vorwand dienen mußte, daß man den römiſchen
Verband der Eiſenbahner auflöſen, eine Unmenge Eiſen
bahner an die Front ſchicken, die andern militariſieren und
den Sekretär verhaften konnte.

Vorläufig hat, wie der „Avanti“ berichtet, der Stäats-
anwalt die Unterlagen für eine Anklage auf Hochver-
rat in dem Lazzariſchen Zirkular, in dem die ſozialiſtiſchen
Gemeinderäte zur Niederlegung ihrer Mandate aufgefordert
werden, nicht für gegeben erachtet. Jntereſſant iſt, daß im
Verlauf der letzten Tage auch ſchon einige Beſchlüſſe ſoziali-
ſtiſcher Gemeindeverwaltungen im „Avanti“ veröffentlicht
wurden, die den Vorſchlag des Rücktritts und der Erzwin-
gung der Auflöſung der Gemeindeverwaltungen als „nicht
zweckentſprechend“ ablehnen.
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Gewaltfrieden und Gewaltmitgliedſchaft.
Für die „Deutſche Vaterlandspartei“ ſtellt die Ge-

walt das einzige ethiſche Prinzip dar: nicht nur der Frie-
den muß auf der Grundlage der Gewolt abgeſchloſſen wer-
den, auch die Mitglieder müſſen mit Gewalt zu dieſer
Gewaltpartei herangeholt werden. Es vergeht kein Tag,
ſchreibt der „Vorwärts“, an dem nicht ein halbes Dutzend
Beſchwerden von Angeſtellten, Beamten, Arbeitern und
ſonſtigen Perſonen in abhängiger Stellung bei uns ein-
laufen, daß ein unmoraliſcher Druck auf ſie ausgeübt werde,
um ſie zu Mitgliedern der „Deutſchen Vaterlandspartei“
zu preſſen. Ein Dokument für viele:

Die Ueberland- Zentrale Stralſund iſt ein kom-
munales Unternehmen, faſt gänzlich aus öffent-
lichen Geldern errichtet; ihr Aktienkapital haben die Pro-
vinz und die Kreiſe aufgebracht. Der Direktor dieſes Unter-
nehmens ſcheut ſich nun nicht, an die unterſtellten Beamten,
Angeſtellten und Arbeiter folgenden Aufruf zu richten:

An die Beamten, Angeſtellten und Arbeiter
der Ueberlandgzentrale Stralſund.

Wie Sie aus der Preſſe wiſſen, iſt in Stralſund eine
Ortsgruppe der Vaterlandspartei gegründet.

Jeder Deutſche, gleichgültig welchem Stande, welcher
Partei oder welcher Konfeſſion er angehört, muß dieſer neu-
gegründeten Vaterlandspartei beitreten, wenn
ihm das Wohl und Wehe ſeiner Kinder am Herzen liegt. Wir
müſſen verhüten, daß ein fauler Friede geſchloſſen wird, der
alle bisherigen Verluſte an Gut und Blut unberückſichtigt läßt
und das deutſche Volk dazu verdammt. in Zukunft als Knecht
von England ſein Leben zu friſten.

Jch fordere deshalb auf, durch Beitritt zur Vater
landspartei zu bekunden, daß ein deutſcher Hindenburgfrieden
geſchloſſen werden muß.

Der Mindeſtjahresbeitrag beträgt 1 Mark.
Stralſund den 25. September 1917.

gez. Hartlieb, Direktor der Ue.-3. Stralſund.
Was es für einen abhängigen Beamten und Angeſtell-

ten bedeutet, wenn der Direktor ſchreibt, „ich fordere auf
weiß jeder, der die Verhältniſſe kennt. Dieſer Aufruf iſt
wiederum ein unwiderlegliches Dokument dafür, wig von
gewiſſen obern Stellen mit Hochdruck für die Vaterländs-
partei gearbeitet wird.

Todesurteil gegen eine Spionin.
Noch immer fehlt in keiner Hetzrede der Entente gegen

Deutſchland der Fall der Miß Cavell, die in Belgien
wegen Spionage hingerichtet wurde. Jnzwiſchen werden in
den Entente-Staaten fortwährend Todesurteile gegen
Frauen wegen Spionage gefällt und vollſtreckt. Das jüngſte
Beiſpiel betrifft nach der Schweizer Preſſe eine Schweizerin:
das Kriegsgericht in Marſeille verurteilte wegen angeblicher
Spionage im dortigen Hafen die 32jährige Reging Diano
zum Tode. Merkwürdigerweiſe wird auch dieſer Fall in der
Preſſe der neutralen Länder ſtillichweigend hingenommen,
während bei einem ſolchen Tpdesurteil in Deutſchland jedes

unter der weite Kreiſe der Bevölkerung leiden, iſt ein raſches

Vorgehen auf dieſem Gebiet dringend notwendig, und des
halb könnte man ſich vorbehaltlich weiterer Reformen durch
eine ſpätere Geſetzgebung mit dem Entwurf trotz mancher
Bedenken einverſtanden erklären. Seine Grundlagen ſind
gut, und er iſt in der Tat geeignet, das Mietkaſernenweſen
und den Wohnungswucher einzuſchränken, und dem Bau
geſunder Kleinwohnungen den Weg zu ebnen. Aehnlich ver-
hält es ſich mit dein Entwurf eines Schätzungsamtsgeſetzes
und dem Geſetzentwurf zur Förderung der Stadtſchaften.

Darüber hinaus aber ſollte der Landtag ſich auf die
Erledigung der Wahlrechtsvorlage, des Etats und ſolcher
Geſetzentwürfe beſchränken, die unmittelbar mit den Kriegs-
verhältniſſen im Zuſammenhang ſtehen, und deren Erledi-
gung keinen Aufſchub duldet. Jm übrigen ſollte er auf
jede weitere Tätigkeit verzichten und ſeinem Nachfolger das
Feld räumen.

Paul Hirſch.

Was der Krieg bringt.
mal Proteſte und öffentliche Kundgebungen ohne Zahl er-
folgen.

Deshalb ſei hier wiedergegeben, was über den berühm
ten Fall der Miß Cavell dieſer Tage die holländiſche
Wochenſchrift „De Tookomſt“ geſchrieben hat:

Zufällig fällt mein Blick auf eine Nummer der „Revue des

deur mondes“, in der erzählt wird, daß Miß Cavell zu ihren
„Henkern“ geſagt hat:

Jndem Sie mich hinrichten, löſchen Sie nur ein Leben
aus; ich aber habe es ermöglicht, daß 200 von unſern Sol-
daten die Waffen gegen die Jhren erheben konnten.

Man weiß, daß die ganze alliierte Preſſe Mord und Brand
gegen dieſes Todesurteil gerufen hat. Was hier von fran-
zöſiſcher Seite mitgeteilt wird, iſt ein ſchlagender Beweis dafür.
daß die Verurteilung dieſer Pflegerin kein „Mord's geweſen iſt.
Eine Dame, die Mißbrauch mit ihrer offiziellen Schweſtern
tracht treibt und das in ſie geſetzte Vertrauen täuſcht, um 200
Soldaten in den Kampf gegen die Deutſchen zu ſchicken, unter
denen ſie ſich frank und frei bewegt verdient wahrlich nicht die
Lobſprüche auf ihre „edelmütige Vaterlandsliebe“. Jhre Ver-
urteilung war vielleicht unpolitiſch. aber doch nicht „eine feige
Rache“, die geeignet iſt, „unbeſchreiblichſte Empörung hervor-
zurufen.

Wir wüßten wirklich nicht, was gegen dieſe Feſtſtellung
des holländiſchen Blattes einzuwenden wäre.

Die preußiſche Wahlreform.
Die „Nordd. Allg. Ztg.“ ſchreibt: Die Vorbereitung der

Geſetzentwürfe, betreffend die Reform des
Wahlrechts zum Hauſe der Abgeordneten ſowie die Um
geſtaltung des Herrenhauſes, iſt nunmehr ſo weit ge-
fördert, daß ihre Vorlage beim Abgeordnetenhaus vor-
ausſichtlich Ende dieſ. s oder Anfang nächſten
Monats erfolgen wird.

Hierzu bemerken die „Berliner Politiſchen Nachrichten
Wenn nach der Anſicht der Oſterbotſchaft auch die Erſte
Kammer des Preußiſchen Landtags künftig ein getreues
Spiegelbild aller im Volke lebenden Kräfte ſein ſoll, ſo han
delt es ſich bei dem Reformgeſetz um ein umfaſſendes Werk
das in zahlreichen Einzelheiten der ſorgfältigſten Durch
arbeitung bedarf. Die bereits angekündigte Novelle zum
Handelskammergeſetz ſteht damit im Zuſammen
hang. Ferner wird bei der Neuordnung des Wahlrechts
auch nicht an der Wahlkreiseinteilung vorüberzu
gehen ſein. Es wird ſich alſo um nichts weniger als die
Neuordnungder ganzen Landesvertretung
handeln, alſo un mehrere Geſetze, die zweckmäßiß
gleichzeitig dem Abgeordnetenhaus vorzulegen ſein werden.

Wie einer Nachrichtenſtelle zufolge in parlamentariſchen
Kreiſen verlautet, ſoll die Neueinteilung der Wahlkreiſe ſich
dem Reichstagswahlrecht inſofern anpaſſen, als hierber
hauptſächlich in Frage ſteht, das bisherige Zweiabge-
ordneten- Syſtem für jeden Wahlkreis 'in Weg-
fall kommen zu laſſen. Jnfolgedeſſen würde die bisherige
Wahlkreiseinteilung eine weſentliche Umgeſtaltung erfahren.

Den Wünſchen des Volkes werden die Vorlagen aber
nicht entſprechen, wenn man dem glauben ſoll, was das
„Berliner Tageblatt“ darüber mitteilt. Es ſchreibt: „Es
verlautete, daß die dem Preußiſchen Landtag demnächſt zu-
gehende Vorlage über die Reform des Herren-
hauſes ſich eng an die Beſtimmungen über die Zuſam
menſetzung der elſaß-lothringiſchen Erſten Kammer anlehnen
würden. Wie wir erfahren, iſt das nur ſehr bedingt der
Fall. Zwar werden die einzelnen Berufsſtände
ihre Vertretungen auf Grund von Wahlen im Herren
haus erhalten. Darüber hinaus wird auch eine Reihe
andrer Vertretungen geſchaffen werden, die dem agrar
konſervativen Element ein ſtarkes Ueber
gewicht geben würden. Daneben wird das Berufung
recht des Königs beſtehen bleiben, das aber durch einen
Numerus clausus eine beſchränkte Anzahl begrenzi
werden ſoll.“

Aller Fortſchritt, den das Volk von der Wahlreform er
wartet, würde durch eine ſolche Zuſammenſetzung der
Herrenhaufes vereitelt werden. Es hätte es jederzeit in der
Hand, ihm nicht genehme Beſchlüſſe des Ahgeordnetenhauſes
zu Falle zu bringen. Der Einfluß der Agrarier würde
nach wie vor in Preußen ausſchlaggebend ſein. Daß ſo das
Wahlrechts verſprechen des preußiſchen Königs nicht erfült
wird, liegt auf der Hand. Die Wahlrechtsvorlage der e
gierung wird daher auf die ſchärfſte Oppoſition ſtoßen.
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Die Juſtiz im Kriege.
Die Rechtspflege in der Kriegszeit weiſt eine recht

eigenartige Entwicklung auf. Zunächſt iſt die Zahl aller
Prozeſſe erheblich zurückgegangen. Die bei den
Amtsgerichten im ganzen Reich anhängig gewordenen Rechts
ſtreitigkeiten verminderten ſich von 1811318 im Jahre 1913
auf 813630 im Jahre 1915 und 467 867 im Jahre 1916.
Das iſt eine Verminderung auf ein Viertel. Bei den Land-
gerichten war der Rückgang geringer, nämlich von 114803
im Jahre 1913 auf 55 600 im Jahre 1916. Die Zivil-
prozeßſachen ſind erheblich zurückgegangen. Die
Zahlungsbefehle verminderten ſich z. B. von 28, auf rund
1 Million. Der erheblicher haben die Wechſelprozeſſe ab
Zenorgnen Dieſe betragen jetzt nir ein Zehntel der Ziffer

der letzten Friedenszeit. Die Konkurseröffnungen ſind um
mehr als die Hälfte zurückgegangen. Die Vormundſchafts-,
Nachlaß, Teſtaments und Grundbuchſacheu haben ſich etwa
auf gleicher Höhe gehalten.

Anders verhält es ſich mit den Strafſachen. Die
Zahl der Strafbefehle durch die Amtsgerichte hat ſich von
1913 auf 1916 verdoppelt. Zum Teil iſt die Urſache
in den vielen Kriegsverordnungen zur Sicherung der Volks
ernährung zu ſuchen. Jn Strafſachen vor dem Amtsgericht
iſt die Zahl der Anklagen wegen Uebertretungen und Ver
gehen nur ganz gering gefallen, die Zahl der Beleidigungs
klagen ging nur um etwa 9 Prozent zurück. Dagegen ver

mehrten ſich die Anklagen der Staatsanwalt-
ſchaft bei den Landgerichten von 576 553 auf 740 401,
alſo ganz erheblich. Das iſt jedenfalls eine der traurigſten
Kriegsfolgen. Die Zunahme iſt um ſo bedanerlicher, als in
den letzten F riedensjahr en eine ſtändige und wachſende
Abnahme der von Schwurgerichten und Strafkammern
verurteilten Perſonen ſich zeigte.
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Bekannte Töne.
Unter der Ueberſchrift „Belgiſche Wucherer“ berichtet die

halbamtliche „Korreſpondenz Belgiens“ unter anderm:
„Wer nicht zu rechnen nötig hat, braucht ſich zwar noch keine Ent

behrungen auſzuerlegen, aber der weniger bemittelte und kleine Mann muß
ſich auch in dieſem von der Natur ſo reich geſegneten Lande den Gurt ſehr eng

ſchnallen. Daran iſt nun nicht. wie unſre Feinde tagtäglich in ihren
Blätt riu ſchreiben die beſetzende Macht ſchuld, ſondern jene Menſchenſorte

die während des Krieges in allen Ländern wie Giftpilze auſgeſchoſſen
ſind. Jn welchem Maße ſie auch in Belgien ihr Weſen treiben, geht u. a.
daraus hervor, daß in Brüſſel in letzter Zeit 235 Geſchäfte wegen Lebens
mittelwuchers geſchloſſen wurden. Augenblicklich iſt es vor allem die

Einkommenſteuerveranlagung und der Zahl der nicht
erwerbstätigen Familienangehörigen zu bemeſſen.

Die Aufwendungen hierfür ſind aus Mitteln des
Reiches zu beſtreiten, ſofern nicht durch Preisaufſchläge
der Nahrungsmittel für die Kreiſe der Beſſerbemittelten
ein Ausgleich gefunden wird.

Ein zweiter Antrag will, daß die
r s und

aus der
(alſo auch

erhöht werden;
75 v. H. einſchließlich

Renten
Jnvalidenverſicherung

um 50 Prozent
Alte
Hinterbliebenenrenten)
ferner daß zu den Unfallrenten von 50 bis
ein Zuſchlag von 20 v. H. und zu den höhern Unfallrenten ſowie
den Hinterbliebenen- und Aſzendentenrenten ein Zuſchlag von

s Prozent zu zahlen iſt.
Ein Antrag der Konſervativen will die Laſten für die

Senkung der Lebensmittelpreiſe den Gemeinden aufbürden.
Abg. Schmidt (Berlin, Soz.) begründete die Anträge. Die

Subvention, die hier aus Reichsmitteln gefordert wird, kommt
ſchließlich auch den Agrariern zugute. Aber in erſter Linie ſteht
für uns das Wohl der notleidenden Bevölkerung.
Sache des Reichsſchatzamts iſt es, durch eine Vindung der Preiſe,

Du brauchſt
kein Geld

um jetzt Kriegsanleihe zu zeichnen,
denn die bequemen Zahlungsbe-
dingungen laſſen Dir Zeit. Du mußt

Dir nur überlegen, was Du in den
nächſten Wochen und Monaten vor
ausſichtlich verdienen wirſt. Rechne
davon ab, was Dich Dein Lebens-
unterhalt koſtet und Du weißt, was
Du Deinem Vaterlande leihen kannſt.

Darum zeichne!

4 ſt
An

die Subvention nicht zu hoch ſteigen zu laſſen.
ſehr hohe Summen aus, um ihrer Bevö
billiges Brot zu ſichern. Die Koſten für Deutſchland würden ſich
auf 38 Millionen Mark monatlich belaufen. Vorſorge muß natür-
lich getroffen werden, daß nicht die Beſitzenden in den Genuß
dieſer Wohltat kommen. Die der Landwirtſchaft gewährten Prä-
mien dürfen nicht zu Laſten der Konſumenten gehen, ſondern
müſſen vom Reich übernommen werden. Nicht annehmbar iſt der
konſervative Antrag, der die Laſten den Gemeinden aufbürden
will. Redner erörtert dann den Antrag auf Erhöhung der Renten.
Man dürfe die Rentner nicht an den Kriegswohlfahrtsfonds ver-
weiſen, ſondern müſſe ihnen einen Rechtsanſpruch geben. DieKoſten können aus dem Reſervefonds beſtritten werden. Der An-

trag will insbeſondere, daß die Alteèrs- und Jnvalidenrenten ſowie
die Hinterbliebenenrenten um 50 Prozent erhöht werden. Die
Koſten der Erhöhung der Unfallrenten könnten gleichfalls aus
dem Reſervefonds beſtritten werden

Die Regierungsvertreter verhi
lehnend gegenüber den Anträgen.
teilte dabei u. a. mit, daß, wo ſich die zum 1.

h

9 n m u n
Die Schweiz gibt

lkerung billige Milch und

im allgemeinen ab-
v. Waldow
in Ausſicht

ſich
Ssſetretär
November

ielten
BD Staat

lung Kartoffel, auf die es jene Ausbeuter abgeſehen haben. Während, wie in andern
Ländern, auch die ärmere Bevölkerung in den Städten unter ihren verbreche-
riſchen Mitbürgern zu leiden hat man zahlt heute für das Kilo Kartoffeln

in Brüſſel bis 2,50, ja bis 3 Frank haben die Bauern im
gemeinen wenig zu klagen. Die Bauern werfen die Zwanzigmark-

eine nur ſo herum, als ob ſie nichts wären.
der Ja. „wie in andern Ländern auch“!

des
Um

Kg. riegsbrot.ſten Unſre Pariſer Bäcker ſchreibt „L'Oeuvre“ wetteifern mit
einander an Patriotismus und ſind noch ſparſamer im Mehl-

ten“: verbrauch, als ihnen geſetzlich vorgeſchrieben iſt, indem ſie das
Erſte Brot aus allem andern, nur nicht aus Mehl backen. Jetzt wiſſen wir,
eues warum die Rinde der Platanenbäume ſo ſorgfältig auf
han allen Pariſer Alleen aufgeleſen wurde, jetzt haben wir die Erklärung
Werk, dafür. wo die Kaſtanien endigten. die allenthalben mit ſolchem
urch: Eifer geſammelt wurden, und mit geheimem Schauder konſtatieren wir,
zum daß der Hundedreck, der ſonſt die Bürgerſteige von ganz Auteuil

men und Paſſy garnierte, verſchwunden iſt.
echts Jn welchen Backtrog der nur gefallen ſein mag, großer Gott!
erzu Denn es iſt leider Tatſache, daß die Pariſer Bäcker, nachdem ſie den
z die vorſchriftsmäßigen Prozentſatz an unverdaulichen Stoffen, der heute
ung für das Brotbacken Geſetz iſt, zuſammengerührt haben, den Backtrog in
äßig patriotiſcher Weiſe mit allem möglichen auffüllen, was ihnen gerade
rden. unter die Finger kommt.
ſchen
e ſich

959

erber Hilfe für Minderbemittelte.
e g J Hauptausſchuß des Reichstags begründete amringe Montag Abg. Noske (Soz.) folgenden ſozialdemokratiſchen Antrag
erige „den Reichskanzler zu erſuchen, zu veranlaſſen, daß die Militär-
hren. hi nterbliebenen-Renten weſentlich erhöht
aber werden“. Nach längerer Debatte wurde der Antrag einſtim-
das mig angenommen. Ein Antrag des Abg. Meyer (Herford,

natl.), „den Reichskanzler zu erſuchen zu veranlaſſen, daß der
„Es Beſchluß des Reichstags vom 2. Mai 1917 betreffend Erhöhung von

t zu Mannſchafts- und Militärhinterbliebenen-Renten ſchleunigſt aus
en geführt wird, wurde ebenfalls einſtimmig angenommen. Das

ſam gleiche geſchah mit folgendem Antrag des Fortſchrittlers Lieſching,
a „den Reichskanzler zu erſuchen, den früher zugeſagten Entwurf
hnen einer Abänderung des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes, des Offi-
der zierspenſions-Geſetzes und des Militärhinterbliebenen- Geſetzes
n de dem Reichst ag alsbald ſpäteſtens zu Beginn des Jahres 1918
ren vorzulegen“. Dagegen wurde mit 10 gegen 11 Stimmen der An-e trag des Abg. Wurm (Unabh. Soz.), „den Reichskanzler zu er-
teih juchen, baldigſt einen Geſetzentwurf vorzulegen, der die Durch-
ar führung des Rentenverfahrens für Kriegsbeſchädigte Organen
er der Sozialverſicherung überträgt“, abgelehnt.
ngs- Hinſichtlich einer Beihilfe des Reiches zur Siche-unge rung der
tnen Ernährung Minderbemitteltereng lagen folgende ſozialdemokratiſchen Anträge vor:

Die fortgeſetzte Steigerung der Preiſe aller Nahrungs
er mittel und aller Gebrauchsartikel bringt zahlreiche Familien

e der minderbemittelten Volksklaſſen in eine ſchwere Notlage.de Der Reichstag erſucht deshalb die verbündeten Regie-
der rungen:uſes 1. Alle Aufwendungen, die als beſondere Vergütung

de (Frühdruſchprämie, Schnelligteitsprämie) zu den Grundu rvt preiſen für die zeitige Ablieferung von landwirtſchaft-
da lichent Produkten gewährt wurden, aus Mitteln des

füiſſt Reiches zu decken.T 2. Für die minderbemittelten Voltsſchichten eine
J Sentung der Preiſe für die wichtigſten Lebens-mittel herbeizuführen. Die Grenze wie weit die Ver-

günſtigung gewährt wird, iſt unter Berückſichtigung der

genemmene Streckung des Brotes mit friſchen Kartoffeln nicht
durch wen laſſe die Kartoffelration erhöht werden
ſoll.

Abg. Wurm AUnabh. Soz.) ſtellte folg Abänderung
antrag: „Statt Ziffer 2 im ſozialdemokratiſchen Antrag za ſagen:
Eine Senkung der Preiſe für wie ſien L s mittel durch
Zuſchüſſe aus Mitteln des Reiches herbeizuſühren.“

Abg. Schmidt (Berlin Ges den Antrag Wu r iſt n ichts
einzuwenden. Leider komm d al ich die ſitze m nW Genuß der Wohlta:en, die nur der armeren Sers lkerung zu
gedacht war Wenn man es den Gemeinden uterlaſfen wulite,

die Vergünſ tagung zu geben voder nicht, überhaupt
nicht s dabei he

Bei der J b ſtimmung würde vo ſozialdemokratiſcher
Antrog l Ziffer 1 angenommen, Ziffer 2 a lehnt er Antra
Wurm ebenfalls abgelehnt und dafür der konſervative Antrag
angenommen.ünt erſtagtsſekretär Schwander teilt dann mit, daß die Er

böhung der Renten für das Reich eine Mohrausgabe von 45
Millionen bedeuten würde. Die Beiträge müßten um die Hälfte
erhöht werden. Die Regierung habe noch keine Stellung zu dem
Antrag nehmen können. Die beantragte Erhöhung der Unfall-
renten ſei allerdings nicht ſo ſchwierig. Am beſſ ten ſei es, den
Kriegswohlfahrtsfonds zu verſtärken und daraus Zuſchüſſe zu
geben. J

Abg. Giesberte ſchläg: vor, aus Kriegsfonde ln Leinen
Zuſchlag von 50 Prozent zu den Renten zu geben, denn die Bei
träge tönne man jetzt unmöglich erhöhen

Aba. Ebert So T c WLeng, den Unterſtagt- ſet re
Schwander vorſcl lag furrt z o Ein ſolches Verſpreci
ſei auch ſchon gegeben word Reiche: e KleAnfrage ei gebe acht habe. Trotzdem wurden den Gemeinden

Anweiſungen erteilt. Was he man bishe getan, un
Sinne des Antrags zu handel Da gewiſſe verſiche t

l.Giesberts

D e Anträge wurden ſchließlich mit geringen gen
und mit dem Antrag Giesberté, die Zuſchüſſe Denweohtfahrt fonds zu leiſten, einſtimmig angenommen
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Den Truppen im Feld erteilt Dr. med. R. Thoma (Hotdel
berg) folgende Ratſchläge:

Die Blufſtillungsmittel der Chirurgen ſind mannigfaltigeund manche derſelben ſind, wie zum Beiſpiel die gompreß on der

verletzten Stelle und wie der um ein blutendes Glied geſchnürt
Hoſenträger, von jedermann mehr oder weniger leicht anzuwen
den. T och kann die Kompreſſion und die Umſchnürung des ver
letzten Gliedes nicht immer zur Anwendung gelangen, wenn
Verletzung nahe an der Wurzel des Gliedes ſitzt, oder wennVerletzte nicht imſtande iſt, ſich ſelbſt zu bedienen. J ten
Fällen jedoch wird die Blutung ermäßigt und nicht ſelten für
längere Zeit geſtillt, wenn der Verletzte eine beſtimmte Körper
haltung einnimmt. Es iſt dies eine Körperh altung, bei welcher
die verletzten Blutgefäße keine Längs ſpann ung erfahren, und
dieſe Körperhaltung iſt in der Regel gegeben bei einer ſtarkenBeugung aller Gelente eines verletzten Gliede.

Dieſes einfache Blutſtillungsmittel wird in der Rege!
einer dauernden Blutſtillung nicht genügen. Es iſt jedoch auger
blicklich anwendbar und wird manchen Verletzten vor dem Tod
retten. Nach unſern Erfahrungen ais Feldarzt wird es von vi
len Verletzten inftinktiv angewendet, denn nur auf dieſem We
ertlärt ſich der Verlauf mancher Schußverletzun gen grotzer Blut
gefäße, die ich zu beobachten Gelegenheit hatte.An die ärztt lichen Kollegen an der Front ergeht daher vo
mir die Bitte, dieſes einfache Blutſtillungsmittel den kämpienden
Trupprenteilen zur Kenntnis zu bringen. Es wird allerdinge
keineswegs in allen Fällen Hilfe bringen, und es werden iogar
Fälle vorkommen, in welchen die Verletzten durch einfache Stel
lungsänderung des verletzten Gliedes eine noch zwechmäßigere
Lagerung finden. An die Tagespreſſe aber richte ich das Er
ſuchen, durch wörtlichen Abdruck dieſer Zeilen an auffälliger
Stelle zu ihrer weitern Verbreitung bei der Mannſchaft der
Truppenteile mizuwirken. Die erſten Minuten nach
der Verletzung einer großen Ader ſind häufig ent ſcheidend

müber Leben und Tod.

Notizen.
Die elſaß lothringiſche Frage. Der bayriſche Miniſter

präſident Graf Hertling, der Montag vormittag von München in
Berlin eintraf, hatte mittags eine mehrſtündige Beſprechung mit
dem Reichskanzler, die, wie das „B. T.“ mitteilt, der Zu-
kunft ElſaßLothringens und andern wichtigen innervolitiſchen Fragen
galt. angekündigten Beſprechungen des Kanzlers mit ekſaß-
lothringiſchen Abgeordneten ſind ebenfalls bereits erfolgt.

Die Fliegerangriffe auf London ReutereBureau meldet amtlich: Am Sonntag abend 6 Uhr 40 Minuten

h

Die

und S Uhr überflogen zwei Gruppen feindlicher zeuge
und andre, die einzeln kreuzten, die Küſte von nt und
Eſſex und näherten ſich London. Zehn dr durch die
änßeren Verteidigungswerke. Nur vier oder ſünf erreichten
London. Vombenabwürfe werden aus Kent, und
London gemeldet. Menſchenleben und Sachſchäden ſind noch
nicht gemeldet. Jn einem weiteren Bericht heißt es „Bei
dem geſtrigen Luftangriff wurden elf Perſonen getötet,
82 verwundet. Der Sachſchaden iſt unbedentend.

Rußland zu Verhandlungen bereit Aus Stockbotm wird
der Scheripreſſe berichtet: „Djen“ bringt Geſpräche mit ruſſiſchen
Diplomaten, die, wie das Blatt ſagt, beweiſen, daß das ruſſiſche Mi-
niſterium jetzt die Friedensfrage mit andern Augen betrachtet. Amt
lich e Kreiſe bezeichnen es nicht mehr als gänzlich unmöa-
lich, gegenwärtig in Unterhandlungen einzutreten Sie
anerkennen geradezu, daß der gegenwärtige pſychologiſche Augenblick
in jeder Hinſicht 8 An ſt i g für den Beginn von Friedensunterhand
lungen ſei. Als Zeichen, daß die ruſſiſche Dipkomatie ſich auf den
Wege des Abbaues des Krieges befindet, führt „Djen“ eine Reihe vor
Ereigniſſen an. Das Miniſterium des Auswärtigen nimmt die Per

beſetzung wichtiger Geſandtenpoſten vor. Die Beſetzung des Berner
Geſandtenpoſtens mit dem früheren Dumamitglied Jefremow iſt ent-
ſchieden. Das Miniſterium begründet die Notwendigkeit des Wechſel
damit daß der Beginn der Friedensunterhandlungen jeden Augen-
blick möglich ſei und daß dabei Bern eine hervorragende Rolle
ſpielen werde, und darum ein gktiver Politiker Rußland dort vertreten
ſolle. Gleiche Gründe lagen für den Abgang des Madrider Geſandten
Nekljudow vor.

Die Päſſe verweigert! Der internationale Ge
werkſchaftskongreß, der am Montag vormittag in Vern
eröffnet werden ſollte, wird nur von Vertretern aus den
Zentralſtaaten den Niederlanden und aus den Nordſtaaten
beſucht ſein. Den Delegierten aus den Ententeſtagatenſind die Päſſe in letzter Stunde verweigert worden.

r

W. T. V. Großes Hauptaquartier, 2. Oktober
1917. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

In der Mitte der flandriſchen Front war der Artillerie-
tampf ſtark, zwiſchen Langemarck und Hollebeke zu heftigen
Trommelfenerwellen geſteigert.

Morgens entriſſen unſre Sturmtruppen den
E ngländern am Polygon-Wald, nördlich der Straße Menin--
Ypern, in etwa 500 Metern Tiefe Kampfgelände, das gegen
mehrmalige ſtarke Gegenangriffe behauptet wurde. Außer er-
heblichen Verluſten büßte der Feind Gefangene ein.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Nordöſtlich von Soiſſons nahm die Kampftätigkeit der Ar-

tillerien zu.
Vor Verdnn war der Feuerkampf im Anſchluß an ein er

folgreiches Unternehmen auf dem Oſtufer der Maas lebhaft. Bei
Bezonvaux brachen mehrmals Jnfanterie-Stoßgruppen mit
Pionieren bis in die hintern Linien der franzöſiſchen Stellung,
zerſtörten dort die Grabenanlagen und kehrten mit mehr als 100
Gefangenen in die eigne Stellung befehlsgemäß zurück.

Auf dem
öſtlichen Kriegsſchauplatz

mazedoniſchen Front
blieb bei geringer Gefechtstätigkeit die Lage unverändert.

und an der

Der Erſte Generalquartiermeiſter
Ludendorff.



Aus der Parteibewegung.
Zum Würzburger Parteitag.

Aus dem Parteibureau wird uns grſchrieben
Das Lokalkomitee für den Würzburger Parteitag (Adreſſe

J Endres.. Würzburg, Semmelſtraße 46) teilt mit, daß
bisher nur ein Teil der Delegierten ſich dort angemeldet hat. Mit
MRücſicht auf die Wohnungs- und Lebensmittelverhältniſſe iſt un-
edingt nötig, daß alle Delegierten, die ſich noch nicht beim
okfaltomitee gemeldet haben. dies umgehend erledigen. Auch die
Delegierten welche ſich perſönlich oder durch Bekeennte ein Quar-
tier geſichert haben, müſſen dem Komitee von ihrem Kommen Mit-
teriung machen.

Neubeſetzung der Redaktion der „Neuen Zeit“.
Das Sozialdemokratiſche Preſſebureau meldet:
Als die Minderheit der ſozialdemokratiſchen Partei ſich von

der Partei trennte und in Gotha eine eigne Partei, die „Unab-
aäugige ſozialdemokratiſche Partei“ gründete, traten auch die
beiden Redakteure der „Neuen Zeit Kautsky und
Wurm, der neugegründeten Partei bei. Sie ſtellten das ihnen
anvertraute Organ ganz einſeitig in den Dienſt der
bgeſplitterten Organiſation. Das war ein auf die
Dauer unhaltbarer Zuſtand, deſſen Aenderung die Genoſſen im
Lande immer dringender verlangten. Jeder verſtändige Menſch

rd zugeben müſſen, daß keine Partei ihre Zeitſchrift redigieren
iaſſen kann von Angehörigen einer andern Partei, deren hervor-
ragendſte Tätigkeit bisher die Bekämpfung dieſer Partei aus-
machte. Der Parteivorſtand ſah ſich deshalb gezwungen, den bis-
herigen Redakteuren Kautsky und Wurm zu kündigen unter gleich
zeitigem Verzicht auf ihre weitere redattionelle Tätigteit. Auch
die langjährige Tätigteit Kautskys an der „Neuen Zeit“ konnte
non dieſem Schritte nicht abhalten.

Der Parteivorſtand hat die Leitung der „Neuen Zeit“ vom

der früher lange Jahre. der Redaktion der „Neuen Zeit angehört
hat und deſſen Ruf als ſozialdemokratiſcher Theoretiker dafür
bürgt, daß die „Neue Zeit ihrer Aufgabe, wiſſenſchaftliches Organ
zu ſein, in beſter Weiſe gerecht wird. Die „Neue Zeit“ ſoll eine
wertvolle Ergänzung der Tagespreffe ſein, und als ſolche iſt ſie
insbeſondere den Agitatoren der Partei unentbehrlich. Die Par

am beſten dadurch bezeigen, daß ſie ihr zahlreiche neue Leſer
werben.

Ein neuer „Unabhängiger“. Reichstagsabgeordneter Si-
moan, der Vorſitzende des Schuhmacherverbandes, hat ſeinen
Austritt ausder Partei und aus der ſozialdemokratiſchen
Reichstagsfraktion vollzogen und iſt den Unadhängigen beige-
treten.

Die „ArbeiterZeitung“ in Dortmund wird auf Beſchluß der
Dortmunder Genoſſen vom Oktober ab den Titel führen „Weſt-
fäliſche allgemeine Volkszeitung, Dortmunder Arbeiter-Zeitung“.
Dieſe Aenderung bedeutet ſelbſtverſtändlich keinen Bruch mit der
Vergangenheit; ſie wird nach wie vor, als Organ der Sozialdemo-
tratte, in der altbewährten Weiſe für die Sache der Arbeiter und
die Ziele des Sozialismus weiterkämpfen. Die erſte Nummer
der umgetauften Zeitung iſt am 29. September erſchienen, aber
nur zu dem Zwecke, ihren Leſern mitzuteilen, daß ſie verboten
worden ſei.

Karl Hoffmann geſtorben. Jn Bielefeld ſtarb am 27. Sep-
tember der Redakteur und Stadtrat Kärl Hoffmann der ſeit
ſeiner früheſten Jugend der Sozialdemokratie angehörte, im
Alter von 60 Jahren. Hoffmann, der lange Zeit in Berlin tätig
war, wurde 1894 an die „Volkswacht“ in Bielefeld berufen. Als
Redakteur und Verſammlungsredner hat er ſeitdem im öſtlichen
Weſtfalen und in den lippiſchen Fürſtentümern für die Partei
gewirkt. Zwei Jahrzehnte gehörte er dem Skadtverordneten-Kol-
legium an, bis er dann während des Krieges zum Stadtrat ge-
wählt wurde. Seit 1895 fandidierte er im Reichstagswahlkreis
Herford-Halle, und es iſt nicht zuletzt ſeiner aufopfernden Tätig-

7 e 99 9 W 55 T 55Oftober an dem Genoſſen Heinrich Cunow übertragen, keit zu danken, daß hier die Sozialdemokratje zur ſtärkſten Partei

teigenoſſen im Lande können ihr Intereſſe an der „Neuen Zeit
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wurde. 1913 erlitt H. einen Schlaganfall, von dem er ſich nicht
wieder erholt hat. Ein arbeits und entbehrungsreiches Leben war
ihm beſchieden, der ſich reſtlos für die ſozialiſtiſchen Jdeale
tätigte.

Strafkammer Halle.
Familiäre Begünſtigung oder Hehlerei. Die Aufwärterin

Nemetz war auf unglückliche Weiſe in eine Diebſtahlsaffär- ihres
Bruders verwickelt worden. Sie lieh ſich zu einer Reiſe von ihrer
Schweſter eine Pelzboa. Nach einigen Wochen erhielt ſie die Mit-
teilung, die Boa nicht wiederzubringen, ihr Bruder hätte ſie an-
ſcheinend geſtohlen. Nach Aburteilung des Bruders und ver
Schweſter ließ die N. die Bog wieder nach hier kommen. Da aber
die Schweſter noch weitere Verfolgungen befürchtete, wollte ſie die
Boa noch nicht wieder zurücknehmen, worauf die heutige Ange-
klagte ſie bei Gelegenheit mal wieder benutzte. Dabei wurde die
Bog zufällig als Diebsgut erkannt. Man nahm die N. feſt und
verurteilte ſie wegen Hehlerei. Das Reichsgericht hob aber dieſe
Verurteilung auf. g

Jn der heutigen Strafkammerſitzung beantragte der Staats-
anwalt wieder 3 Monate Gefängnis wegen Hehlerei, die er ins-
beſondere darin ſieht, daß die Angeklagte den Beſitz der Boa bei
den Vernehmungen verheimlichte. Das Gericht nahm nur Be-
günſtigung an, die aber, da ſie zur Sicherung eines ſtrafbaren
Vorteils für ihre Schweſter begangen wurde, ebenfalls ſtrafbar
ſei, weshalb auf 2 Monate Gefängnis erkannt wurde.

Kleine Chronik.
Ein „wild“ gewordener Güterwagen.

Auf dem Bahnhof Mohra löſte ſich ein mit Ziegetſteinen
beladener offener Wagen auf unaufgetlärte Weiſe von dem Güter-
zug ab und durchſauſte die ganze abſchüfſige, zum Teil auf und
neben der Chauſſee führende Bahnſtrecke, den Bahnübergang ſowie
den Berkaer Bahnhof in Weimar, durchſchlug den
Prellbock, übergeurte di eſStraße und fuhr in den Laden des
Bäckermeiſters Schmidt hinein, alles unter den Steinen und
Schutt begrabend. Schmidt, der ſich gerade in ſeinem Laden
befand, wurde von den Steinmaſſen verſchüttet und getötet

Amkliche Bekanntmachungen

Verkehr mit Kartoffeln aus der Ernte 1917 im
Stadtbezirk Halle.

9 Jn Ausführung der Verordnung des Bundesrats vom
25. Juni 1917 (R.-G.-B. S. 569), der Verordnung des Kriegsernäh-
rungsamts vom 16. Auguſt 1917 (R.-G.-B. S. 713). und der Anord-
nung des Oberpräſidenten vom 14. September 1917 wird für den

tadttreis Halle folgendes beſtimmt:
I. Kartoffeler zeuger.

S. l. Für die Ernährung der Bevölkerung mit Kartoffeln
wird die geſamte Ernte des Stadtkreiſes an Kartoffeln vom Jahre
1917 beſchlagnahmt.

Die Kartoffelerzeuger dürfen über die von ihnen geernteten
Kartoffeln durch Rechtsgeſchäfte im allgemeinen nicht ver-
fügen, dieſelben nur an den Magiſtrat Halle oder
gegen Bezugsſcheine, welche der Magiſtrat ausge-
ſt e IIt hat, abgeben. Sie ſind verpflichtet, die Handlungen vorzu-
nehmen, welche zur Erhaltung und Pflege der Kartoffeln er-
forderlich ſind. Von der Beſchlagnahme ausgenommen ſind ledig-
lich die im Kleinanbau gezogenen Kartoffeln, wenn die geſamte
Anbaufläche nicht größer iſt als 200 Quadraätmeter. Dieſen
Kleinanbauern wird die ganze Ernte belaſſen, doch werden ihnen
die geernteten Kartofeln auf den Bedarf ihres Haushalts in der
Weiſe angerechnet, daß ſie von der Ernte das Saatgut und 12
Pfund pro Kopf und Tag für das gange Wirtſchaftsjahr behalten.

S 2. Selbſtverſorger (außer den Kleinanbauern, J 1) dür-
fen trotz der Beſchlagnahme der Kartoffeln zurückbehalten und ver-
brauchen

a) zu ihrer Ernährung und zur Ernährung der Angehörigen
ihrer Wirtſchaft einſchließlich des Geſindes, der Naturalberechtig-
ten, insbeſondere auch der Altenteiler und der Arbeiter, ſoweit
letztere auf Grund ihrer Arbeit oder als Lohn Kartoffeln zu be-
anſpruchen haben vom 15. September 1917 bis 14. September
1918 518 Zentner für den Kopf oder 12 Pfund für den
Kopf und Tag;

b) ein Fünftel des Ernteertrags zur Deckung derVerluſte durch
Schwund und der zum Verfüttern freigebenen Kartoffeln. Zur
Verfütterung freigegeben ſind nur ungeſunde Kartoffeln oder
ſolche unter ciner Mindeſtgröße von 1 Zoll 2,72 Zentimeter);

c) zur Deckung des Saatbedarfs 49 Zentner für den Hektar
der Kartoffelanbaufläche;

die für die land wirtſchaftlichen karioffelverarbeitenden
Brennereien der Reichstartoffelſtelle angezeigten Kartoffeln;

e) Kartoffeln, die nach den geltenden Beſtimmungen (Bun-
desratsverordnung vom 16. Auguſt 1917 (R.-G.-B. S. 711) als
Saatgut abgegeben werden. Selbſtverſorger dürfen keine Kar-
toffeltarten bezieben und erhalten.

8 3. Jeder Kartoffelerzeuger mit Ausnahme der in S 1 er-
wähnten Kleinanbauern iſt verpflichtet, eine Kartoffelwirtſchafts
karte zu führen. Die Vordrucke hierfür werden im Stadternäh-
rungsamt abgegeben.

S 4. Die Ausfuhr von Kartoffeln aus dem Stadtbezirk Halle
iſt nur mit ſchriftlicher Genehmigung des Magiſtrats zuläſſig.
Unternehmern land wirtſchaftlicher Betriebe, die ihren Wohnſitz in
einem andern Kommunalverband haben, wird auf Antrag die
Menge ſelbſtgebauter Kartoffeln belaſſen und zur Ausfuhr frei-
gegeben, die zu ihrer und ihrer Familien und Hausbaltungsange-
hörigen (S 2) Ernährung erforderlich iſt. Sie haben den Nachweis
zu erbringen, daß ſie im Kommunalverband ihres Wohnſitzes auf
den Bezug von Kartoffeln verzichtet haben.

II. Verbraucher.
F 5. Ueber den Verkehr mit Speiſekartoffeln bleiben die

hierüber erlaſſenen beſondern Beſtimmungen in Geltung. Di
Menge, die wöchentlich verbraucht werden darf, wird jewetlig feſt
geſetzt werden.

S 6. Zur Ermöglichung der Winterverſorgung mit Kartof-
feln dienen die vom Magiſtrat ausgegebenen Bezugsſcheine. Die
auf Bezugsſcheine bezogenen Kartoffeln haben den Bedarf von
November 1917 bis März 1918 zu decken. Der Tag des Beginns
der Winterverſorgungsperiode wird ſeinerzeit betanntgegeben
werden. Bei Verderb oder vorzeitigem Verbrauch find

c

det eine
weitere Eindeckung nicht ſtatt; auch iſt eine vorzeitige Aushändi-
gung von Kartoffelkarten ausgeſchloſſen. Wer einen Wintervor-
rat einlagert, hat denſelben pfleglich zu behandeln und den jeweils
vom Magiſtrat feſtgeſetzten Verbrauchsſotz genau einzuhbalten.
Alle Gefahren hinſichtlich der bei ihnen gelagerten Kartoffeln tra-
gen die Vervraucher. Unter dieſe Beſtimmung fallen auch Kran
tenhäuſer, Lazarette, Anſtalten uſw.

III. Gaſthauskartoffeltarten.
S 7. Für den Verbrauch von Kartoffeln in Gaſtwirtſchaften,

Speiſehäuſern, Privatmittagstiſchen gilt die Bekanntmachung des
Magiſtrats vom 24. Februar und S Junt 1917.

IV. Preiſe.
z 8. Der Kleinhandelshöchſtpreis für Kartoffeln heträgt für

w 2 rSelbſtabholer vom Bahnhof 7,50 Mari i Lieferung durch einen
Händler frei Haus S Mart.

Kleinhandelspreis beim Händler beträgt von Montag

V. Schluß- und Strafbeſtimmungen.
S 9. Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Bekanntmachung in

Kraft. Der Verordnung entgegenſtehende Beſtimmungen find
Hiermit aufgehoben.

S 10. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden
auf Grund der Verordnung des Bundesrats vom 28. Juni 1917
und des Kriegsernährungsamts vom 16. Auguſt 1917 mit Gefäng-
nis bis zu 1 Jahr und mit Geld bis zu 10 000 Mark oder mit einer
dieſer Strafen geahndet. Neben der Strafe können die Vorräte,
auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, eingezogen werden,
ohne Unterſchied, ob ſie dem Täter gehören oder nicht.

Halle, den 1. Oktober 1917. Der Magiſtrat.

Eisbahnvermietung.
Die nördliche Hälfte des der Stadt gehörigen Teiles der Ziegel-

wieſe ſoll zur Benutzung als Schlittſchuhbahn während der Winter
1917/18 bis 1922/25 vermietet werden.

Schriftliche Angebote werden bis
Sonnabend den 20. Oktober 1917

an das ſtädtiſche Burcau für Grundeigentum, Rathausſtraße 19, erbeten
wo auch die Vermietungsbedingungen ausliegen.

Halle. den 27. September 1917:

Verordnung.
Gemäöß Artitel 68 der Reichsverfaſſung und des g 9b desGeſetzes über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 ind des

Geſetzes vom 11. 12. 1915 betreffend die Abänderung des Geſetzes
über den Belagerungszuſtand beſtimme ich im Jntereſſe der öffent-
lichen Sicherheit für den Bezirk des 4. Armeekorps folgendes

Das Treiben einzelner Stücke Rindvieh. Schafe, Ziegen und
Schweine und die Beförderung ſolcher Tiere auf Wagen in lebendem
oder geſchlachtetem Zuſtand in der Dunkelheit, d. h. in der Zeit
1 Stunde nach kalendermäßigem Sonnenuntergang bis 1 Stunde
vor kalendermäßigem Sonnenaufgang, ohne Mitführung eines
von der Ortspolizei oder Gemeindebehörde ausgeſtellten Ausweiſes
wird verboten. Als Beförderung auf Wagen gilt nicht der
Transvort mit der Eiſenbahn.

Der Magiſtrat.

Mit Gefängnis bis zu 1 Jahre wird beſtraft, wer die vor-
ſtehende Verordnung übertritt oder zur Uebertretung r
oder anreizt: beim Vorliegen mildernder Umſtände kann auf Haft
oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mark ertannt werden.

Die Bekannzmachung tritt am 8. Oktober 1917 in Kraft.
Magdeburg den 28. September 1917.

Der ſichvertretende Kommandierende General des A. Armeckorps.
Frhr. v. yncker.
General der Jnfanrerie

à la suite des Luffſſchiffer-Bataillons Nr. 2

Es wird auf die nachſtehenden vom Kaiſerlichen Geſundheitsanit
ru zuſammengeſtellten Verhaltungsmaßregeln zur Verhütung von Ge-

ſundheiteſchädigungen durch Mäuſe- und Rattenvertilgungés-
mittel hingewieſen.

Halle, den 26. Juni 1917.

Verhaltnugemaßregeln
zur Verhütung von Geſundheitsſchädigungen durch die Mänſe und
Rattenvertilgungsmittel, welche Bakterien aus der Gruppe der Ratten

ſchädlinge vder Mäuſetyphusbaztlken euthaiten.
1. Die Bakterien der bakterienhaltigeur Mäuſe-, Ratten- und

Hamſtervertilgungsmittel ſind für den Menſchen nicht ganz ungefäbruch.
2. Durch Aufnahme größerer Mengen ſolcher Bakterien können

Durchfälle und ſelbſt ſchwere Erkrankungen hervorgerufen merden.
Beſonders gefährdet ind Kinder und Perionen, welche an Darm-
ſtörungen leiden oder dazu neigen

3. Deshalb ſind ſolche Perſonen und Kinder unter 12 Jahren
mit der Zubereitung und beim Auslegen derartiger Präparate nicht zu
verwenden.

4. Die mit dem Zurichten der Präparate und dem Auslegen der
damit beſchickten Köder betrauten Perſonen ſind dawor zu warnen,
während dieſer Arbeiten zu eſſen, zit rauchen oder mit den Fingern
den Mund zu berühren. Namentlich ſollen ſie ſich hüten, von den
bereiteten Ködern zu eſſen.

5. Die mit den bezeichneten Arbeiten beauftragten Pexſonen haben
ſich nach beendeter Arbeit zuerſt die Hände und dann das Geſicht
gründlich mit warmem Waſſer und Seife zu waſchen.

6. Alle bei der Zubereitung der Balterien-Präparate und bei der
Auslegung benutzten Gefäße ſind nach jedesmaligem Gebranch mit
heißer Sodalösſung auszuwaſchen oder auszukochen.

7. Bei Benutzung von Kulturen, die unter Verwendung von
Milch hergeſtellt worden ſind, iſt auf die Befolgung der vorſtehenden
Ratſchläge beſonders zu achten.

8. Jn Räumen welche zur Herſtellung, zur Verpackung oder zur
Aufbewahrung von menſchlichen Nahrungs- und Genußmitteln benutzt
werden, ſind ſolche bakterienhaltigen Präparate nicht zu verwenden.

Stadt-Cheater.
Donnerstag den 4. Oktober

Anfang 7 Uhr Ende 10 Uhr

Die Polizeiverwaltung.

LLLAILL LKriegsstiefel
in Segeltuch und Leder mit
Holzsohlen in allen Größen,

Holl. Holzschuhe
ganz aus Holz sowie 1
Halbschäfter

mit Holzsohlen in all. Größen I

H. Elkan, rer

Figaros Hochzeit
Oper von Mozart.

Freitag: Stahl und Gold.
Hierauf: Jahrmarkt in Pulsnitz.
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zeichnung von Geldbeträgen unter 100 Mark

auf die 7. Kriegsanleihe!
Um auch den weniger bemittelten Kreiſen zu ermöglichen, ſich an der Kriegsanleihe Zeichnung zu

beteiligen, werden von uns im Einvernehmen mit dem Reichsbankdirektorium wieder auf den Namen
lautende Anteilſcheine in Abſchnitten von 1, 2, 5, 10, 20 und 50 Mark ausgegeben.

Sämtliche eingezahlten Beträge werden von uns in Kriegsanleihe angelegt und von Ablauf
des Einzahlungsmonats ab bis 3 Monate nach Fälligkeit mit 5 Prozent verzinſt. Von Ablauf
zweier Jahre nach Beendigung des Kriegszuſtandes (Fälligkeitstag) ab können die Sparkaſſe wie die
Anteilſcheinbeſitzer letztere gegen Rückgabe der Anteilſcheine deren Einlöſung zu dem dann
geltenden Börſenkurs der Kriegsanleihe zuzüglich der aufgelaufenen Zinſen verlangen.
kunft und die Ausgabe der Scheine erfolgen in der Hauptſtelle, Rathausſtraße 5, und in den Zweig
ſtellen Nord und Süd, Große Brunnenſtraße 3a und Landwehrſtraße 25.

Jm vaterländiſchen Intereſſe iſt es dringend erwünſcht, daß Behörden, Fabrik
betriebe, gewerbliche Anternehmungen, Verbände aller Art, Vereine, Truppen
verbände der hieſigen Garniſon uſw. als Sammelſtelle die Anteilſcheine vertreiben.

Wir bitten daher, zur Förderung der Kriegsanleihe den Vertrieb der Anteilſcheine in
weitgehendſter Weiſe zu übernehmen und zu unterſtützen.

J e e

Nähere Aus-

Sparkaſſe der Stadt Halle.
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Nr. 107.

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Mittwoch den 3. Oktober 1917. 1. Jahrgang.

Tagung des Bergarbeiterverbandes.
Großer Aufſchwung Wichtige Fordernngen.

Jn Hannover tagte kürzlich der Aktionsausſch uß
des Bergarbeiterverbandes guſammen mit deſſen Geſamtvor-
ft a u. d, um al Behelf für die noch nicht abzuhaltende General
verſammlung zu innern organiſatoriſchen und allgemeinwichtigen
Fragen zu nehmen. An der Tagung nahmen 72 Delegierte und
Vorſtandsvertreter teil, überwiegend Verbandsmitglieder, die noch
täglich Werksarbeit verrichten.

Der Verbandsvorſitzende, Reichstagsabgeordneter Sachſe,

berichtete über die Tätigkeit der Ver bandsleitung
ſeit der letzten Beratung des Aktionsausſchuſſes, die 1916 in der
Oſterwoche gleichfalls in Hannover ſtattfand. Der Berichterſtatter
ſchilderte die Vorgänge im Vergbau, die zahlreichen Lohnbewe-
gungen und ihre zum Teil guten Erfolge, die Schwierigkeiten
ausreichender Kohlenförderung, die hauptſächlich in den häufigen
Stockungen ausreichender Nahrungszufuhren in die großen Jn-
duſtriegebiete, dem Mangel an guten BetriebMmaterialien, an ge-
ſchukten Arbeitern, nicht zuletzt aber beſtehe in der Unfähigkeit
großer Arbeitergruppen, ſich die erreichbaren Nahrungsmittel zu
kaufen, weil die Preiswucherei blühe und die Löhne dafür bei
weitem nicht ausreichten. Der Bergarbeiterverband habe konſe-
quent die Notwendigkeit der Landesverteidigung anerkannt, unter
ſtütze ſie nach Kräften; auch an der Ausgeſtaltung und der An-
wendung des Hilfsdienſt geſetzes habe er praktiſch mitge-
arbeitet. Gegen dieſes Geſetz wühlten nun die großfapitaliſti-
ſchen Scharfmacher, womit bewieſen wäre, daß es doch nicht ſo
„hundeſchlecht“ für die Arbeiter ſei, wie von gewiſſer Seite be-
hauptet wurde. Um die politiſchen Parteiſtreitigkeiten kümmere
ſich der Verband prinzipiell nicht, er wende ſich aber mit aller
Schärfe gegeg die Unterwühlung der Organiſation,
von welcher Seite ſie auch verſucht würde. Jn der Kriegs und
Friedensfrage hätten dis Verbandsorgane ſtets im Sinne der

Reſolution der Reichstagsmehrheit vom 19.
Juli d. J. Stellung genommen. Der beſte Beweis dafür, daß
hiermit dem Willen der Arbeitermaſſen entſprochen ſei, gebe die
Entwicklung der Mitgliederzahlen. Kurz vor dem Kriege habe die
Zahl der Verbandsmitglieder 101 956 betragen. Durch die Ein-
berufungen von etwa 45 000 Mitgliedern und andre Verluſte ſei
die Mitgliederzahl bis 1. Januar 1916 auf 46 370 geſunken, von
da an anhaltend geſtiegen. Zu Beginn 1917 ſeien 53 401, am
1. Juli d. J. ſchon 73 077 Mitglieder gezählt worden. Berück-
ſichtige man nur ſchon die im Laufe des September eingelaufenen
Anmeldungen, dann beſitze der Bergarbeiterverband zurzeit wieder

90 000 Miiglieder, mit den noch Heim Militär befind-
lichen ſeien es zirka 115000. Mitbi
ſamte Mitgliedſchaft um ungefähr 13000 böher als vor dem
Kriege! Hielten die Anmeldungen nur einigermaßen wie bisher
an, dann dürfte der Bergarbeiterverband am Jahresſchluß noch
um diverſe Taufende Mitglieder ſtärker ſein. Jn dieſem außer-
ordentlichen Zuwachs trotz äußerſt ſchwieriger Agitations-
bedingungen dürfe man mit Fug und Recht das Einverſtändnis
der großen Arbeitermaſſen mit der prinzipiellen und tat ktiſchen
Haltung der Verbandsorgane erblicken.

Dieſe Auffaſſung wurde durch die Debatte über den Vor
ſtandsbericht durchweg beſtätigt. Alle Redner erklärten ihr Ein-

verſtändnis mit der Tätigkeit der Verbandsleitung und be-
tonten, daß die beſten Ausſichten auf weiteres Erſtarken der
Organiſation beſtünden. Einmütig traten die Bergarbeiterdele-
gierten für die Unterſtützung aller Bemühungen ein, die auf die

Erzielung eines Friedensvertrags im Sinne des

n ſtehe zurzeit ſchon die ge-

Reichstagsbeſchluſſes vom 19. Juli gerichtet
Gegen die Kriegsverlängerer und Kriegsgewinnmacher müſſe
der ſchärfſten Weiſe vorgegangen werden. Das ſei die unbe-
ſtreitbare Anſicht der deutſchen Bergarbeitermaſſen. Dieſe wollten
ſofort nach dem Krieg ihre längſt begründeten Schutzgeſetzforde-
rungen erfüllt haben und erblickten deshalb in der Einführung
des geheimen, gleichen, direkten Wahlrechts zum Landtag
eine Lebensfrage der Bergarbeiter, weil deren Schutzgeſetzgebung
im Landtag erledigt werde. Die Bergarbeiter würden darum
auf der Wacht ſtehen müſſen, wenn die Wahlrechtsreform den
Preußiſchen Landtag beſchäftige.

Einſtimmig wurde eine Reſolution angenommen, die
den Verbandsorganen für ihre „prinzipielle und taktiſche Haltung
Anerkennung ausſpricht, ferner gegen die Bchauptungen, die
Bergarbeiter vernachläſſigten ihre Arbeitspflicht, ſie verkennten
die Notwendigkeit einer ausreichenden Kohlenförderung für die
Landesverteidigung uſw., entſchiedenſten Proteſt erbebt, aus
reichende Löhnc und beſſere Ernährung fordert. So dann heißt
es in der Reſolution:

Jnsbeſondere ſpricht der Attionsausſchuß der Verbaundes-
leitung und der Verbandszeitung volle Anerkennung aus für ihr
Eintreten für einen Verſtändigungsfrieden im Sinne
des Veſchluſſes der großen Reichstagsmehrheit vom 19. Julidieſes Jahres und fordert alle Verbands mitglieder auf, in der
Richtung dieſes Beſchluſſes unbeirrt durch annerioniſtiſche
Schlagwörter und Verdächtigungen zu wirken. Die regie-
rungsſeitige Ankündigung der Reform des preußiſchen Land-
tagswahlrechts auf demokratiſcher, dem Reichstagswahl
recht entſprechender Grundlage begrüßen wir als Berg-
arbeiter mit beſonderer Genugtuung, weil wir von der Durch-
führung dieſer Reform auch die unbedingt nötige Verwirklichung
der ſeit Jahrzehnten erhobenen, wohlbegründeten Bergarbei-
terSchutzforderungen erwarten dürfen. Der ſchon mit großer
Schärfe ſeitens der regktionären Reformfeinde und der groß-
kapitaliſtiſchen Scharfmacher begonnene Kampf gegen die
Wahlreform legt nicht zuletzt den Bergarbeitern die Verpflich
tung auf, im Rahmen der politiſchen Parteien, denen unſre
Berufsgenoſſen jeweils angehöcen, mit unbeugſamer Energie
für die alsbaldige Wahlrechtsreform zu wirken. Die aber-
malige Verhinderung dieſer Reform würde verhängnisvoll fürden dringend erforderlich gewordenen Ber garbeiterſchutz ſein.

Es wurden ferner beſondereReſolutionen beſchloſſen, in denen
gefordert werden: Reform der Knappſchaftskaſſen, Ausbau der
Reichs-Verſicherungsordnung (Erhöhung der Leiſtungen), Aner-

kennung der Arbeiterorganiſationen durch die
Werksbeſitzer als Vorbedingung für eine eventuelle Zuſtimmung
zu Preiserhöhungen für Bergwerkserzeugniſſe, Reichsgeſetz
gebung gegen die privatkapitaliſtiſche Monopoliſierung des Verg-
baues, Arbeitervertretungen in den Syndikatsperwaltungen, gefetz-
liche Mindeſtlöhne, Förderung der Tarifverträge im Berg-
bau, geſetzliche Ach tſtundenſchicht bzw. fürzere Schichten
vor ſekr heißen Betriebspunkten, Verbot der Frauen-
arbeit in den Bergwerken, Verbot der Arbeit von Perſonen
unter 18 bzw. 18 Jahren untertage, vom Staate beſoldete Arbeiter-
kontrolleure, Arbeiterausſchüſſe mit größeren Befugniſſen uſw. Es
handelt ſich zumeiſt um Bergarbeiterſchutzforderungen, die ſeit
Jahrzehnten erhoben, aber immer wieder vom Preußiſchen Land-
tag, der betanntlich auf. dieſem Gebiet für Deutſchland tonange-
bend iſt, abgelehnt worden ſind. Darum ſehen die Bergarbeiter in
der Landtagswahlreform die unbedingt nötige Vorarbeit für die
Verwirklichung des Bergarbeiterſchutzes.

Der Verlauf der Tagung des Bergarbeiterverbandes iſt ein
außerordentlich erfreuliches Zeichen für den Wirtklichkeitsſinn der
gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter und eröffnet der deutſchen
Arbeiterbewegung gute Zukunftsausſichten.

Halle und Saalkreis.
Halle. 3. Oktober 1917.

Tagung des Städteverbandes SachſenAnhalt.
Jn Magdeburg tagte Ende

19. Städtetag des Städteverbandes Sachſen-Anhalt, d
nere Städte angehören.

In der Hauptverhandlung erfolgte die
wirtſchaftlicher Fragen, wobei Oberpräſident v. Hegel diehohen Eierpreiſerechtfertigte und die Hoffnung aus-
ſprach, daß eine weitere Steigerung unterhleiben fönne. Zur
Butter verſorgung ertlärte er, daß dieſe im Winter noch
ſchwieriger werde. Durch eine beſſere Erfaſſung der Veiich
und Buttermengen hoffe man die Schwierigteiten zu mildern.
Ferner nahm er den „Provinzeinkauf“ in Schutz. Diegegen dieſe Einrichtung erhobenen Vorwürfe ſeien unberechtigt.
Kommerzienrat Rabbethge (Wanzlebe n) wies auf die Vorteile
der zentralen Schlachtungen in den einzelnen Kreiſen hin. Re
gierungspräſident v. Mieſitſcheck hält die ne
Deutſchlands gegenüber Oeſterreichs für beſſer, und zwar deshalb
weil bei uns der freie Handel mehr ausgeſchaltet worden ſei

Ueber die Verwaltungsreform ſprach hierauf Bür-
germeiſter Dr. Belian (Eilenburg), der die verſchiedenen min:
ſteriellen Erlaſſe zur Verwaltungsreform beſprach und über die

vergangener Woche derdem 10 tlei

Erörterung ca

vom Reichsverband der deutſchen Städte dazu unternommenen
Schritte berichtete. An der Hand einer Umfrage ſtellte er feſt, daß
ſich die überwiegende Me rsghl der tleinen Städte gegen eine

Unterſtellung unter den Landrat aus geſproche n habe
weil man von ihr eine wirtſchaftliche Schädigung befürchte. Ebenſohabe man ſich gegen die Aufhebung der Bezirks regierungen ge
wendet. An den Vortrag knüpfte ſich eine Beſprechung, in der
Regierungs präſident v. Mieſitſcheck und Bürgermeiſter Dr. Delian
ausführliche Erläuterungen zu der Verwaltungsreform gaben.
Jm übrigen wur de die Notwendigteit der Reform nach dem Plane
des Miniſters Dr. Drews allgemein betont.

Die Wahl des Ortes für den nächſten Städtetag wurde demVorſtand überlaſſen. Zum Vorſitzenden des Verbandes wurde an

Stelle des verſtorbenen Bürgermeiſters Lenze der bisherige ſtell
vertretende Vorſitzende, Bürgermeiſter Stuhrmann (Arkern),
an ſeine Stelle Bürgermeiſter Hilliges (Oſterburg) gewählt.

Ueber die vom Oberpräſidenten verteidigten hohen Eierpreiſe
und über die zum Teil recht preisverteuernde Tätigkeit des Pro
vinzeinkaufs, der von ihm in Schutz genommen wurde, ſind di
Konſumenten andrer AnſichtRecht bezeichnend iſt auch vie Mitteilung, daß die tleinern

in der Mehrzahl von einer Unterſtellung unter die Land-
Die Verwaltungen dieſer Städte haben

anſcheinend kein großes Vertrauen zu der landrätlichen
Bevormundung und wollen die befürchteten wirtſchaftlichen Schä
den dadurch vermeiden, daß ſie die Unterſtellung ablehnen

Städte
räte nichts wiſſen wollen.

Werbt für die Frauenbewegung!
Bei dem Zuſammenſein unfrer Parleigenoſſinnen anf der

Reichsfrauenkonferenz am 7. Juli in Berlin kam der Wille zu
tatkräftiger Arbeit im Dienſte der ſog ialdemokrat: ſchen Wel
anſchauung in ſchönſter Weiſe zum Ausdvruck. Jndem,erniten
zielklaren Wollen liegt ſchon ein Stück Erfolg.

Der Krieg hat auch die ſozialdemokratiſche Frauenbeweganng

daniedergedrückt und geſchwächt. Zugleich wurden wir Frauen
aber auch vor eine Fülle neuer Aufgaben gefſtellt.

Jn nie geahnter Weiſe hat die Frauenerwerbsarbeit an ilm-
fang zugenommen, iſt ſie in ihrem volkswirtſchaftlichen Werte ge
ſtiegen. Viel Umſicht, Tapferkeit und guter Wille in der Frauen
welt iſt nötig, um Berufs-, Hausfrauen- und Mutrerpflichten s
gleich auszuüben. Son manche Frau ginge nicht den ſchweredornenvollen Weg der um Lohn arbeitenden Mutter, würde ſie

nicht durch bittere Not dazu gezwungen.
Die bisher zur Entlaſtung der erwerbenden Frauen ge-

ſchaffenen gemeinnützigen Einrichtungen genügen noch lange
nicht, um ihnen wirklich fühlbare Erleichterungen zu verſchaffen.

HHAAHAGNOKSAARUVGèAUNsBEBBO—LNLYUNNYXY8TBG.I.RKGnmſnaunuunaèſrTauanuunwo“noog>98Gwuxuſnk—mnnmnn=tuuuuruu=uzrcuun—Örundauguannfbuſauulbuſuuqauaanuusnaunwnzrlrnarnrnalrrunuaauutii——wammmaaaaaaaaaaaaaa

Kapitän Bröhans Werbung.
Ein humoriſtiſcher Seeroman von W. W. Jacobs.

(17. Fortſetzung.) Nachdruck verboten

Die Mitglieder des Syndikats waren die erſten, die
am Abend ihrer Ankunft in Barmberg an Land gingen.
Sie waren bei ihren Beratſchlagungen zu dem Reſultat
gekommen, daß der einzig in Frage kommende Ort, an dem
ein ehemaliger Seemann ſeine Abende verbringen werde,
ein Wirtshaus ſei, und ſie beſchloſſen daher, dieſe gründlich
zu durchſuchen.

„Das ſchlimmſte dabei,“ ſagte Hinnerk, als ſie langſam
zur Stadt ſchlenderten, „is das Trinken. Wenn ich erſt fünf
oder ſechs Glas gehabt hab, ſieht mich jedenein wie Käppen
Häſeler aus.“

„Wir woll'n ohne trinken fertig werden,“ entgegnete
der Koch. „Wir wollen's machen wie der Kel in der Gie-
ſchichte. Haſt Du fünf Groſchen bei Dich?“

„Wofür?“ fragte Hinnerk vorſichtig.
„Betriebskapital,“ antwortete der Koch, ordentlich ſrolg

auf dieſe Phraſe.
„Das macht für jeden zwei und 'n halben Groſchen,“

ſagte Hinnert, ihn argwöhniſch betrachtend.
„Fünf. Groſchen jeder,“ erwiderte der Koch.

nu, was wir machen wollen?“
Geld wegſchmeißen,“ ſagte Hinnerk, zögernd fünf

Groſchen aus der Taſche ziehend und dem Koche gebend.
„Wo ſind Deine fünf Groſchen?“

Der Koch zeigte ſie ihm und Hinnerk, deſſen Glaube
an die Menſchheit durch das Studium der Kriminalgeſchichte
arg gelitten hatte, betrachtete das Geldſtück kritiſch.

„Wir können natürlich nich auf die gewöhnliche Manier
in die Kneipen gehn, ohne was zu trinken,“ ſagte der Koch,
„darum woll'n wir Schuhbänder vertaufen, wie der jung'
Kerl in das Buch. Verſtehſte nu?“
„Warum woll'n wir nich erſt was

bieren?“ knurrte Hinnerk;

See„Weißte

Billigeres pro-
„Fußſpuren eſſen oder die

Leute bei'n Sprechen belauſchen? Das is ſo recht Deine
Manier, Koch, immer Geld ausgeben.“

Unter dem ruhigen, verächtlichen Blicke des Koches
wurde' er erſt ſtörriſch und fing dann an zu ſchimpfen,
worauf er damit ſchloß, daß er ſein Geld zurückverlangte.

„Sei kein Narr!“ ſagte der Koch grob, „überlaß mich
die Sache man.“

„Daß ich am Ende nachher mit meine eignen Schuh-
bänder an 'n Stuhl feſtgebunden werd,“ meinte der ge-
reizte Matroſe.

Der Koch tat, als wenn er nichts hörte, und blickte
nach einem Schuhgeſchäft aus. Als er eins gefunden hatte,
ging er hinein, gefolgt von dem unzufriedenen Hinnerk,
und kaufte für eine Mark Schuhbänder.

„Was muß ich denn ſagen?“ fragte Hinnerk mürriſch,
als ſie wieder draußen ſtanden und der Koch ihm ein
halbes Dutzend Schnürbänder über den Arm hing.

„Du brauchſt nir zu ſagen,“ antwortete der Koch, „Du
gehſt bloß 'rein und hältſt ſie die Leute ins t. undwenn Dich einer 'n Glas Bier anbietet, kannſt Du's ruhig

nehmen.“
„Wird keine Not

tiſcher Miene.
„Du nimmſt alle Kneipen auf dieſe Seite von die

Ha iptſtraße und ich nehm die andre,“ ſagte der Koch. „Un
wenn Du ſo freundlich ausſehn tuſt wie nu, denn wirſte
'ne Maſſe Geld einnehmen.“

Mit einer letzten Warnung, nicht zuviel zu trinken,
machte er ſich auf den Weg. Der dicke Matroſe, dem dieſe
Arbeit herzlich wenig zuſagte, nahm die Bänder in die
Hand und lenkte ſeine Schritte einer kleinen, aber fehr
geräuſchvollen Kneipe in der nächſten Straße zu. Das
Gaſtzimmer war voll, und Hinnerk ſank das Herz, als er
eintrat und, gemäß der Jnſtruktion des Koches, den Gäſten
ſeine Ware hinhielt. Die meiſten nahmen keine Notiz

haben,“ meinte Hinnerk mit prophe-

davon, und der einzige, der etwas zu ihm ſagte, war ein
rotnaſiger Sergeant von den Seefſoldaten, der ſein Glas

mit großer Vorſicht auf den Tiſch ſetzte und ſteif auf ein
Dutzend Bänder ſtierte, die auf ſeinem roten Aermel herum-
krabbelten. Seine Bemerkungen, als er ihren Zuſammen
hang mit Hinnerk entdeckte, waren höchſt ernſter und ein-
dringlicher Natur und enthielten nicht die kleiſeſte Anſpie-
lung auf ein Glas Bier.

Jn der nächſten Kneipe traf er einen Menſchenfreund,
der ſein geſamtes Warenlager aufkaufte. Der dicke Ma-
troſe, dem ſolche Güte ganz unerwartet kam, ſtand da und
ſah ihn ſtumm an, während ſeine Lippen von unterdrückten
ruppigen Worten zitterten.

„Na, na,“ ſagte ſein Wohltäter freundlich.
chen ſich nicht erſt lange zu bedenken.“

Hinnerk gehorchte ihm promvt und entfernte ſich ſchwei-
gend, um nach dem nächſten Scuthladen zu laufen und neue
Schuhbänder einzukaufen. Durch die Erfahrung gewitzigt,
ſteckte er einen Teil ſeines neuen Vorrats in ſeine Taſche
und betrat, nur einige Paar in ſeiner Hand, die nöchſte
Kneivpe.

Die war
blickte ſich, ſeine Ware in

Sie brauu m

ſich durch und
Weiſe anbietend, vor

ziemlich voll, aber er drängte
nachläſſiger

ſichtig nach irgndwelchen Anzeichen von Kapitän Häſe-
ler um.

„'raus!“ rief eine feſche Kellnerin, den Kopf hoch w
fend, als ſie ihn erblickte.

„Geh ſchon, Fräulein,“ ſagte Hinnerk, rot vor Scham.
Bislang hatten ihn die meiſten Kellnerinnen ſtets mit
Freundlichkeit behandelt und in Kneipen, wo er gut belannt
war, pflegte man ihn m „Herr“ anzureden.

„Mallöhr gehabt, Maat?“ ſagte eine Stimme,ſich zum Gehen wandte

„Hunger, Herr,“ erwiderte Hinnerk, der ſich nie grotze
Gedanken wegen ſeines Ausſehens machte.

„Setzen Sie ſich hierher“, ſagte ſein neuer Freund. der
Kellnerin, die den Matroſen noch immer mit feindſeligen.
Blicken betrachtete, zunickend,

als C C

Fortſetzung folgt.)



Die Fragen der Volksernährung haben während des Krie-
ges auch für die Frauen eine erhöhte Bedeutung gewonnen. Jn
der Zeit der ſtaatlich organiſierten Lebensmittelberſorgung, der
rationierten Lebensmittelverteilung müſſen die Frauen als Ver
hraucherinnen und Verwalterinnen des Familieneinkommens ein
größeres Jntereſſe am öffentlichen Leben gewinnen.

In engem Zuſammenhang mit der Frage der Frauen-
erwerbsarbeit und der Lebensmittelverſorgung ſteht das Bevöl-
terungsproblem. Geburt und Tod laſſen ſich von den allgemei
nen geſellſchaftlichen Erſcheinungen nicht trennen. Schutz und
Hilfe den werdenden Müttern und den Säuglingen durch die
Geſetzgebung, Sicherſtellung einer ausreichenden Ernährung und
Pflege für die heranwachſende Jugend muß für uns Frauen
Forderung und Ziel ſein. Die Schulfrage erhält auch für die
Frauen der Arbeiterklaſſe erhöhte Bedeutung, wenn das Wort:
„Freie Bahn allen Tüchtigen“ Geltung haben ſoll. Die Woh
nungsfrage erfordert unfre zanze Aufmerkſamkeit. Viele
Frauen und Mädchen, die außerhalb ihres Wohnorts ihrem Be
ruf nachgehen müſſen, finden oft kein ſauberes Plätzchen, wo ſie
ihren Körper nach ſchwerer Arbeit zur Ruhe ſtrecken, wo ſie eine
Erkolungsſtunde genießen können. Die Mietſteigerungen aller-
orts zeigen uns ſchon jetzt, welchen Wohnungseverhältniſſen wir
entgegengehen.

Der kommende Friede kann uns ein plötzliches Zurückfluten
der weiblichen Erwerbsarbeit bringen. Mit dem Arbeitsmangel
droht aber den betreffenden Frauen die Verdienſtloſigkeit und
bittere Not, wenn nicht von der Geſetzgebung rechtzeitig Vorſorge
getroffen wird.

Es muß den Frauen klar werden, daß es bei ihrer Teil-
nahmloſigkeit dem politiſchen Leben gegenüber nicht bleiben darf.
Der Verlauf des Oktober wird uns zeigen, ob der Krieg mit
ſeiner großen ſeeliſchen und körperlichen Not uns gang müde und
ſumpf gemacht hat, oder ob wir nicht doch etwas zu leiſten ver
mögen für unſre Jdee, für den Sozialismus.

Werbt Kämpferinnen für den
mus und für die „Gleichheit“!

Wenn jede Genoſſin ihre Pflicht tut, muß es gelingen!
Marie Juchagez.

Die „Baterländiſchen“ haben ſich in Halle nun auch einen
Ortsverein gebildet. Die Verhandlungen leitete der Vorſitzende
des Landesvereins, Oberbürgermeiſter Dr. Rive, mit
einer längern Anſprache ein, in der er u. a. auf die Gründung der
neuen Partei verwies, die zum Ausdruck bringen ſoll, daß das
deutſche Volkin ſeiner großen Mehrheit über den
kommenden Frieden und den Ausbau des Reiches anders denkt
als die Mehrheit des Reichstags. Es will nichts wiſſen
von einem Verzichtfrieden „es will die vielen Opfer und Leiden
nicht umſonſt gebracht haben. Wir haben uns ſtark im Krieg
erwieſen und wollen es auch im Frieden bleiben. Jetzt heißt es
vor allem auch den Grund ſchaffen für den neuen herrlichen Bau
des Reiches. So denken nicht allein viele Tauſende von Män-
nern und Frauen hierzulande, ſo empfinden es auch, grollend im
Hinblick auf die Reichstagsreſolution, unfre Angehörigen im
Heer. Alles verlangte nach einem erlöſenden Worte, das endlich
durch die Deutſche Vaterlandspartei gefunden wurde. Es gilt
jetzt, alle deutſch empfindenden Kräſte zu vereinen in geſchloſſenem
Zuſammenhalt. Die letzte Großtat dieſes Krieges iſt der Friede
und ein Deutſches Reich. das ſeines herrlichen Namens wert
bleibt. Das Programm der Deutſchen Vaterlandspartei umfaßt
als einzigen Punkt den Widerſpruch gegen denbekann-
ten Re,ichstagsbeſchluß Die Partei hat nichts gemein mit
andern Parteien; ſie will auch keiner Partei etwas wegnehmen,
aber ſie will gegen den Mehrheitsbeſchluß Partei ergreifen. So-
hald der Krieg zu Ende, löſt ſie ſich auf. Mit der preußi-
ſchen Wahlrechtsreform hat die Partei nichts zu
ſchaffen. Jhr Programm ſteht auch nicht im Einklang mit
dem der alldeutſchen Partei, von dem es ſogar himmelweit ver-
ſchieden iſt. Die Vaterlandspartei verfolgt auch keine agrar-
konſervativen Jntereſſen, ſolche ſtänden gerade ihm, dem Red-
ner, doch durchaus fern; ihr gehörten ſogar entſchieden freiſinnige
Männer an wie Pfarrer Traub. Die Ortsvereine ſollen vor allem
die Bewegung im Lande ſtützen; es muß daher ſchnell und
intenſiv gearbeitet werden. Es gilt eine große Volksbewegung zu
ſtützen. Ob die Reichsleitung dieſer folgen wird, müſſen wir ab-
warten. Der Reichstag hat ſich nicht als das Organ erwieſen, um
dieſem Volkswillen Ausdruck zu geben. Die Ausführungen des
Vorſitzenden wurden wiederholt durch Beifallszuſtimmungen aus
der Verſammlung anerkannt; eine weitere Ausſprache ſchloß ſich
nicht an. Da Widerſpruch nicht erfolgte, wurde die Gründung be
ſchloſſen, und ebenſo widerſpruchslos erfolgte die Annahme der
vorgelegten Satzungen. Zum erſten Vorſitzenden wurde dar
auf einmütig Oberbürgermeiſter Dr. Rive gewählt,
zum zweiten Vorſitzenden Bergrat Fabian; zu Mitgliedern des
Arbeitsausſchuſſes ferner die Herren Direktor Dr. Scheithauer,
Guſtav Hoffmann, Vorſitzender des Vaterländiſchen Arbeiterver-
eins, Geheimer Juſtizrat Prof. Dr. Kern, Juſtizrat Herold, Han-
delskammerſyndikus Dr. Pfahl und Werkmeiſter Kühme. Wir
geben vorläufig nur dieſe Mitteilungen wieder, da ſich noch
manchmal Gelegenheit geben wird, darauf zurückzukommen, zu-
dem wir ja auch bisher ſchon deutlich genug geſagt haben, was
von unſrer Seite zu allen dieſen alldeutſch-konſervativen Ma-
növern zu ſagen iſt.

Die Notlage der Altpenſionäre. Die gegenwärtigen wirt-
ſchaflichen Verhältniſſe haben dazu geführt, daß die Altpenſionäre
in eine ſehr mißliche Lage gekommen ſind. Jm Reich iſt bereits
mehrfach verlangt worden, hier für Abhilfe zu ſorgen. Wie aus
einer Antwort auf eine Anfrage hervorgeht, hat die Regierung
nicht die Abſicht, einen Geſetzentwurf über die Gewährung von
Beihilfen an Altvenſionäre und Althinterbliebene vorzulegen. Die
Regierung ſteht auf dem Standpunkt, daß die Gewährung von
außergewöhnlichen Kriegsunterſtützungen für Penſionäre mit
einem Geſamteinkommen von 2500 Mark und für Hinterbliebene
bis 1200 Mark vollſtändig genügt. Daß die Penſionen, die heute
an kriegsbeſchädigte Mannſchaften gezahlt werden, oder an die
Hinterbliebenen gefallener Mannſchaften, keineswegs ausreichen,
wird von der Regierung anerkannt. Sie glaubt, daß der zuneh-
menden Teurung, der damit verbundenen Verſchlechterung der
Lage dieſer Perſonenkreiſe dadurch Rechnung getragen iſt, daß
Zuwendungen gemacht werden können, und auch, wie verſichert
wird, tatſächlich in ſehr ausgiebiger Weiſe gemacht werden. Es
ſoll nicht beſtritten werden, daß die Penſionen für Kriegsbeſchä-
digte und Hinterbliebene erhöht werden, da ſie bei den heutigen
Verhältniſſen als ausreichend nicht angeſehen werden können.

Warnung vor der Verwendung bakterienhaltiger Ratten
vertilgungsmittel. Seit einigen Jahren werden zur Bekämpfung
der Rattenplage bakterienhaltige Präparate, wie Ratin, Liver-
poolvirus, Danysbazillen, Jſſatſchenkobazillen u. a., in den Handel
gebracht, welche unter den Nagern tödliche, ſich von Tier zu Tier
verbreitende Krankheiten erregen, für den Menſchen aber angeb
lich ungefährlich ſind. Abgeſehen davon, daß die Wirkung dieſer
Mittel den Ratten gegenüber durchaus nicht zuverläſſig iſt, ſind
durch unvorſichtiges Umgehen mit dieſen P raten zahlreiche

Sozialis-

IJnfektionen von Menſchen herbeigeführt worden, die die Erkran-
ung dieſer Perſonen an akuten, bisweilen mit typhusähnlichen
Erſcheinungen verbundenen Darmkatarrhen, in einigen llen ſo
gar den Tod zur Folge hatten. Es muß daher vor der Benutzung
dieſer Präparate dringend gewarnt werden.

F Einſchränkungen im Poſtſchalterdienſt. Mit Rückſicht auf
die notwendige Einſchränkung des Bedarfs an Hei und Be
leuchtungsſtoffen werden die Schalter der hieſigen Poſtanſtalten
un mehr ge et ſein: e 1, Gr. Steinſtraße 72, wochen
tags für Briefausgabe von 8-—12 und 3-6, die Brief- und Geld
ſchalter 9--12 und 3--6, die Paketannahme 9—-12 und 3--5, die
Paketausgabe 8--10 und 3-5, die Telegrammannahme von 8 Uhr
vorm. bis nachm. 1 Uhr, letztere auch Sonntags in dieſer Weiſe.
e e in die r nur von ne und 1126 1r, Brief- und Geldſchalter ſowie Paketannahme und ausgabe
ſind nur von 114—1 geöffnet. Poſtamt 2, Thielenſtraße 2a,
hat die gleichen Schalterzeiten, nur währt die Paketan-
nahme und ausgabe hier bis 6 Uhr, außerdem iſt Sonntags eine
weitere Paketausgabe von 8--9 Uhr. Bei dem Poſtamt A,
Bernburger Straße 25a, findet werktags Brief-, Geld und Tele-
grammannahme von 9--12 und 3--46, Paketannahme von 9--12
und 3--5 Uhr ſtatt, Sonntags nur von 11241 Uhr. Bei den
Poſtämtern 5, Advokatenweg 21, 6, Torſtraße 1, und 7, Drey-
hauptſtraße 1, ſind nur werktägige Schalterſtunden für Brief-,
Geld-, Telegrammannahme von 9--12 und 3--6, für Paketan-
nahme von 9--12 und 3--5 Uhr. Die Zweigſtelle in der Schalter
halle des Hauptbahnhofs iſt für Markenverkauf, Briefan-
nahme und öffentliche Fernſprechſtelle täglich von 7 Uhr früh un-
unterbrochen bis abends 8 Uhr geöffnet. Für das Poſtamt
Halle- Trotha und die Poſtagentur in Halle-Cröll-
witz ſind die werktägigen Schalterzeiten für Briefausgabe 8--12
und 3--6, für Brief- und Geldſchalter 9--12 und 3--6, für Paket
ſchalter 9--12 und 3--5; Sonntags für Briefausgabe 8--9 und
12--1, für Brief-, Geld- und Paketſchalter 12--1 Uhr. Die Brief-
beſtellungen beginnen werktags ab Poſtamt 1 (zugleich nach Cröll-
witz) 8 v., 1112 v., 554 n. ab Poſtamt 2 712 v., 1114 v., 5 n.
ab Halle-Trotha 9 v., 128 n., 54 n.

Eine neue Poſtordnung iſt am 1. Oktober in Kraft ge-
treten. Die wichtigſten Aenderungen ſind folgende Zur Ueberſichtlich
keit der Aufſchriften wird verboten, Geſchäfts-, Anpreiſungs-, Wohl
tätigkeits-, Gedenk- und ähnliche Marken auf den rechten Teil der
Vorderſeite der Karten oder auf die Vorderſeite der übrigen Brief-
ſendungen aufzukleben. Warenproben dürſen nicht mit Poſtkarten ver-
einigt werden. Für zuſanimengepackte Druckſachen, Geſchäftspapiere
und Warenproben wird die Bezeichnung „Miſchſendungen“ eingeführt.
Poſtaufträgen dürfen nur bis zu 10 Papiere beigefügt werden. Der
Jnhaber einer Poſtſcheckrechnung kann Beträge, die durch Poſtauftrag
oder Nachnahme eingezogen ſind, nicht mehr durch Poſtanweiſung an
das Poſtſcheckamt überweiſen laſſen. Es muß eine ausgyefüllte Zahl
karte benutzt werden. Die Lagerfriſt für poſtlagernde Sendungen des
innern deutſchen Verkehrs iſt auf 14 Tage verkürzt worden.

Die Anushändigung der Veznugsſcheine auf Winter
kartoffeln erfolgt für dieſenigen Haushaltungen, die ihre Beſtellſcheine
auf den Namen eines Lieferanten (Landwirts) im Saalkreis ausgefertigt
haben, bei der Kreiskartoffelſtelle, Kronprinzenſtraße 12, Zimmer Nr. 2,
vormittags von 9 bis 12 Uhr. Und zwar kommen an den nächſten
Tagen daran: Am Donnerstag diejenigen Haushaltungen, die ihre
Bezugsſcheine in den Markenausgabeſtellen Glauchger Straße 19,
Wörmlitzer Straße 16, Merſeburger Straße 103 und Liebenauer
Straße 4 abgegeben haben; am Freitag die Haushaltungen der
Markenausgabeſtellen Landwehrſtraße 14, Merſeburger Straße 10
(Schultheiß) und Martinſtraße 16. Es können jedoch zunächſt nur
diejenigen Haushaltungen ihre Bezugsſcheine in Empfang nehmen, die
die Beſtellſcheine ſeinerzeit rechtzeitig bei den Markenausgabeſtellen
abgeliefert haben. Wegen Aushändigung der Bezugsſcheine an die
Haushaltungen der andern Markenausgabeſtellen, ſowie derjenigen
Bezugsſcheine, die auf den Namen eines Lieferanten aus einem andern
Kreiſe als dem Saalkreis anusgefertigt ſind, ergeht in den nächſten
Tagen weitere Bekanntmachung. Die Aushändigung dieſer Scheine
kann erſt erfolgen, nachdem die mit Ausfuhrgenehmigung verſehenen
Bezugsſcheine von den zuſtändigen Landratsämtern zurückgelangt ſind.
Bei der Abholung iſt der Lebensmittelſchein vorzulegen und für jeden
Zentner die vorgeſchriebene Kommiſſionsgebühr von 0,25 Mark zu
zahlen. Behufs glatter Abwicklung der Geſchäfte iſt die vorſtehende
Ordnung über die Aushändigung genau einzuhalten. Weitere Aus
künfte über Aushändigung der Bezugsſcheine werden im Stadt-
Ernährungsamt, Markt 22, 1 Treppe, Saal links (Kartoffelkartothek),
erteilt.

Zur Kohlenverſorgung. Um allen Haushaltungen bis zum
Eintritt des Winters einen Teil ihres Kohlenbedarfs zuführen zu können,
war bekanntlich angeordnet worden, daß auf Jahresbezugsſcheine
läufig nur eine halbe Fuhre geliefert und entnommen, außerdem au
die Abſchnitte 21 bis 60 der grünen Kohlenkarten vorläufig keine Kohle
abgegeben und entnommen werden darf. Nunmehr verordnet die Orts
kohlenſtelle als Zuſatz folgendes Die Lieferung auf Jahresbezugsſcheine
für einen Haushalt darf etwa 25 Zentner nicht überſchreiten.

Die Fürſorgeſtelle für Lungenkranke, Salzgrafenſtr. l
des Ortsvereins zur Bekämpfung der Tuberkuloſe in Halle a. S. erteilt
unbemittelten Lungenkranken Rat und Hilfe. Sprechſtunden finden
täglich von 4 bis 5 Uhr nachmittags ſtatt. Wer ſchon in ärztlicher
Behandlung ſteht, hat deſſen Zuſtimmung ſchriftlich beizubringen.

Keine Heizung der Kirchen im Winter. Auf Anord
nung der vöerſten Kirchenbehörden in Preußen ſollen im kommenden
Winter ſämtliche Kirchen zur Erſparnis der Kohlen während des
Gottesdienſtes nicht geheizt werden. Auch die Altarkerzen ſollen, um
Beleuchtungsmaterial zu ſparen, nach Möglichkeit nicht gebrannt werden.

Das Verbrennen von Kartoffelkrant iſt für die Provinz
Sachſen verboten. Ausnahmen bedürfen ſchriftlicher Genehmigung des
Landrats und ſind nur in beſonders dringlichen Fällen zur Vermeidung
erheblicher wirtſchaftlicher Nachteile zuläſſig.

3 Millionen auf die Kriegsanleihe. Die StädteFeuer-
ſozietät der Provinz Sachſen hat auf die 7. Kriegsanleihe 3 Millionen
Mark gezeichnet, auf die bisherigen Kriegsanleihen zuſammen
18 Millionen Mark.

Die Fahrgeldeinnahmen der Straßenbahnen betrugen im
September bei der Stadtbahn 182 319,40 Mark, bei Straßenbahn
110 278 Mark, im gleichen Monat des Vorjahrs 126 318 Mark und
69 905,60 Mark, mithin im September 1917 mehr 56 001,40 Mark
und 40 372,40 Mark.

Geſchloſſen. Die MetallSammelſtelle Turnhalle am Roßplatz
iſt bis Montag den 8. Oktober geſchloſſen.

Ueber Schwierigkeiten der Herbſtbeſtellnng wird aus
dem Saalkreis berichtet: Die anhaltende Trockenperiode bereitet der
Herbſtbeſtellung außerordentliche Schwierigkeiten denn die Zurichtung
der Saatäcker bis zur Aufnahme des Samens erfordert für das Spann
vieh kaum zu überwindende Kraftaufwendung; dazu kommt, daß dann
der ausgeſtreute Samen in dem meiſt trockenen Boden liegt, ohne
regelmäßig zu keimen. Teilweiſe werden daher die Beſtellungsarbgiten
unterbrochen und das Roden der Kartoffeln iſt dafür aufgenommen
worden. Ergiebige Niederſchläge müſſen erſt abgewartet werden, welche
die Bodenbearbeitung erleichtern und einen regelmäßigen Aufgang des
Samens zur Folge haben.

Gefunden. Jn der Zeit vom 15. bis 30. September ſind
nachſtehende Gegenſtände als gefunden bei der Polizei abgegeben oder
angemeldet worden vier Geldtäſchchen mit Jnhalt, ein ſilberner Kranz
unter einer Glasglocke, zwei Broſchen, eine Schlipsnadel, ein goldener
Ring, zwei Geldſcheine, ein Hammer, ein Bierhahn, ein Horn, ein
feines Wagenrad, ein Lampenreifen, eine Schneiderbüſte, ein Damen
lodenmantel, ein zweirädriger Transportwagen, ein Damenfahrrad,
mehrere Schlüſſel. Die unbekannten werden aufgefordert,
ihre Rechte innerhalb 6 Monaten im Polizeiverwaltungsbureau Drey
hauptſtraße 6, Zimmer 100) geltend zu machen. Die nicht zurück
eſorderten Gegenſtände werden an die Armenverwaltung oder an denZinder abgegeben. v

z Ein in einer hieſigen Anſtalt beſchäftigter 24 Jahre

de in den A d ißni aufgefunden.r zur Tat i nicht bchannt W ich h dem
Gertraudenfriedhof geſchafft.

Cheater, Sehenswürdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute Mittwoch wird W Ja von Suder

mauns 60. Geburtstag das piel „Es lebe ben“ auſgeführt.
In den e re ſind beſchäftigt die Damen Biedermann, Grawi,

v. n on e e ſti n gert die SpinFör ſter, ar t, Fri Schmaus.leitung hat Ludwig Maſſor Vorher kommt das Zeitbild „Stahl und

Gold“ zur An e ndem am Sonnabend ſtattfindenden SinfonieKonzert Leitung von
ſter Oskar Braun kommen zur ozarts Sinfonie

GMoll, Liſzts ſinfoniſche Dichtung „Die Jdeale“. Der mitwirkende
Soliſt Edwin Fiſcher ſpielt das Mozart Konzert EsDur, ſerner Cho
pins Nocturne op. 62 Nr. 1 und Schubert-Liſzts „Der Erlkönig“.
Reigen moderner ſatiriſcher Komödien. Wie hereits
bekanntgegeben, findet im Stadttheater ein Reigen modexner ſatiriſcher
Komödien („Der Biberpelz“, „Kater Lampe“, „Moral“, „Der Reviſor“,
„Jahrmarkt in e und „Perleberg“) ſtatt. Karten zu ermäßigten
re ſämtliche ſechs Aufführungen gelangen an der Theaterkaſſe
zur Ausgabe.

Aus der Provinz.
Bitterfeld. Städtiſches Gaswerk. Am 1. Oktober iſt

das von der Thüringer Gasgeſellſchaft zu Leipzig gegründete und ſeit
15 Jahren betriebene hieſige Gaswerk vertragsmäßig in den Beſitz der
Stadt Bitterfeld übergegangen. Aus kleinen Anfängen hat ſich das
Unternehmen zunächſt langſam und erſt ſpäter, dem Aufblühen der
Stadt folgend, mehr und mehr entwickelt. Die hochentwickelte Induſtrie
unſrer Stadt und in Verbindung hiermit die vielſeitige Verwendungs-
möglichkeit des Gaſes ſowohl für haushälteriſche wie für induſtrielle
Zwecke jeder Art führte dann beſonders in den letzten Jahren zu einem
rapiden Aufſchwungz und zu der wirtſchaftlichen Höhe, auf der ſich das
Werk jetzt befindet.

Merſeburg. Als Zuſatzkohlenkarten werden einzelne
weiße Abſchnitte ohne Mittelſtück ausgegeben. Jeder Abſchnitt berechtigt
zum Bezug von 1 Ztr. Brikette vder der entſprechenden Menge audrer
Brennſtoffe. Die Abſchnitte können, obgleich ſie auf beſtimmte Wochen
lauten, jederzeit zum Bezug vorgelegt werden. Die Abſchnitte tragen
in roter Farbe den Stempel „Zuſatz“. Die Abſchnitte einer weißen
Stammkarte ſind dagegen nur gegen Vorlegung der ganzen Karte am
jeweiligen Fälligkeitstermin belieferbar.

Ueber die Reglung des Verkehrs mit
Eiern erläßt der Magiſtrat eine neue Anordnung. Danach iſt als
Eieraufkäuſer für den Stadtbezirk die ſtädtiſche Lebensmittelverteilungs-
ſtelle (Gr. Ritterſtraße 5) beſtimmt worden. Die Unterverteilung der
durch die Stadt Merſeburg aufzubringenden Eier auf die Geflügel-
halter erfolgt durch eine aus 3 Geflügelhaltern und 3 Verbrauchern be
ſtehende Gemeindekommiſſion. Die Geflügelhalter haben die in der
Zeit vom 15. September 1917 bis 14. März 1918 aufzubringenden
Eier (und zwar für jede Henne mindeſtens 6 Stück) ohne vorherige
Aufforderung in der vorgeſchriebenen Weiſe an die Lebensmittelver-
teilungsſtelle (Gr. Ritterſtraße 5) abzuliefern. Vergl. Bekanntmachung.

Beim Poſtamt werden vom 1. Oktober an ſämtliche
Schalter geöffnet ſein von 8 bis 12 Uhr mittags und von 2 bis 5 Uhr
nachmittags. Es unterliegt noch der Prüfung, ob unter Umſtänden
ſpäter eine weitere Einſchränkung der Schalterſtunden ausgenommen
für die Brief- und Paketausgabe auf die Zeit von 9 vis 12 Uhr
vormittags eintreten kann. Sonntags tritt keine Aenderung ein.
Die Brief- und die Geldbeſtellung beginnt vom 1. Oktober an früh
ſtatt 58 erſt um 8 Uhr.

Weißenfels. Städtiſches Der in ſtädtiſcher Verwaltung
gehandhabte Verkauf von Kirſchen ergab einen Reinüverſchuß von
6262 Mark. Da braucht man ſich allerdings nicht zu wundern, wenn

die Kirſchen e W Die er n hatdie Stadt auf 80 Prdzent des vorjährigen Bezugs fe eUeberſchuß wird mit 50 Pfg. Aufgeld für das dine berechnel.

Wittenberg. Zur durchgehenden Arbeitszeit hat
eine öffentliche Angeſtelltenverſammlung folgende Forderungen aufgeſtellt:
1. Geſetzliche Einführung der durchgehenden Arbeitszeit in induſtriellen,
gewerblichen und kaufmänniſchen Betrieben ſowie bei allen Behörden.
2. Die Arbeitszeit ſoll bei Kleinhandelsbetrieben von 8 bis 5 Uhr und
allen andern Betrieben von 83 bis 4 Uhr dauern. An Sonnabenden
ſoll der Schluß in allen Betrieben mit Ausnahme des Klein
handels 12 Uhr, ſpäteſtens um 1 Uhr erfolgen. 3. Die Arbeitszeit
muß durch eine mindeſtens halbſtündige Pauſe zur Einnahme einer
warmen Mahlzeit unterbrochen werden. 4. Einfi einer völligen
Sonntagsruhe.

Einſchränkung des Poſtverkehrs. Vom 1. Oktober
an iſt der Schalterdienſt beim hiefigen Poſtamt auf die Zeit von 9 bis
12 Uhr vormittags und von 3 bis 6 Uhr nachmittags feſtgeſetzt wor
den, mit der Ausnahme, daß der Brief-Ausgabeſchalter bereits um
8 Uhr vormittags geöffnet und um 11 Uhr geſchloſſen wird. Die Aus
gabe der Zeitungen erfolgt nach wie vor in der Zeit von 64 bis
7 Uhr nachmittags. An Sonn und Feſttagen werden die Schaltermit Rückſicht auf den Gottesdienſt wie bisher, alſo von 8 bis 9 Uhr
vormittags und 12 bis 1 Uhr nachmittags, geöffnet ſein. Die Brief
beſtellungen beginnen 8 und 11 Uhr vormittags und 33 Uhr nach-
mittags.

Beſchlagnahmt. Durch den Lebensmittelkontrolleur wur
den am Sonnabend wieder größere Mengen Gemtlſe beſchlagnahmit,
das von Handelsfrauen aus Luckenwalde unter Ueberſchreitung der
Höchſtpreiſe und unter Umgehung der Einkaufsvorſchriften hier auf
gekauft worden war und ausgeführt werden ſollte. Gegen die Handels
frauen ſowie die Gemüſebauern iſt Strafanzeige erſtattet.

Zeitz. Bedingter Arbeitszwang. Der NMagiſtvat
veröffentlicht eine Bekanntmachung, in der es u. a. heißt: Von
verſchiedenen Seiten iſt unter Anerkennung der Gewiſſenhaftigkeit
andrer Kriegerfrauen Klage darüber geführt, daß ſich ein Teil der
Kriegerfrauen, und zwar ſelbſt ſolche, die früher ſtets auf Arbeit
gegangen ſind, nicht zur Uebernahme von Arbeiten bereit finden ließ
obwohl ſie körperlich und nach ihren geſamten Verhältniſſen dazu ſehr
wohl imſtande ſeien. Ein ſolches Verhalten kann in den jetzigen
Zeiten, wo es im Intereſſe des wirtſchaftlichen Durchhaltens auf jede
einzelne Arbeitskraft ankommt, nicht gebilligt werden. Die Gemeinde
behörden ſind angewieſen, in derartigen Fällen einzugreifen.
Weigern ſich Kriegerfrauen, die nach ihren häuslichen Verhältniſſen
abkömmlich ſind und körperlich zu arbeiten vermögen, vor allem junge
alleinſtehende Kriegerfrauen, zu arbeiten, ſo wird angenommen werden
können, daß ſie dann auch der Familienunterſtützung zum Durchkommen
nicht bedürfen. Es wird deshalb auch im Intereſſe der Allgemeinheit
und mit Rückſicht auf die gewiſſenhaft ihre vaterländiſche Pflicht
erfüllenden Frauen zu rechtfertigen ſein, bei dieſen Kriegerfrauen zur
Einziehung der Familienunterſtützungen zu ſchreiten.

Lebensmittel-Verteilung. Jn der Woche
vom I. bis 7. Oktober gelangen zur x Auf Lebensmittel
marke 66 50 Gramm Hülſenfruchtfuppe, Preis 9 Pfg., oder 50 Gramm
Hafergrütze, Preis 5 Pfg., je nach Vorrat auf Lebensmittelmarke 87
100 Gramm Kunſthonig, Preis 11 Pfg. auf Eierkarte vom I. bis
14. Oktober 1 Ei, Preis 30 Pfg. Es gelangen zum Verkauf Hülſen
fruchtſuppe ſowie Hafergrütze von Donnerstag an und Kunſthonig von
Freitag an in den durch Aushang kenntlichen Geſchäften. Der Ver-
kaufstag für Eier wird noch bekanntgegeben.

S G n eder Wer ein Schwein ſelbſtſchlachten will, hat auf Zimmer 44 Rathauſes umgehend anzu
melden, an welchem Tage das Schwein in ſeinen e n iſt.
Früheſtens 3 Monate nach dieſem Zeitpunkt kann die Schlachterlaubnis
erteilt werden.
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